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Anlagenutzung und Zins in der Kostenrechnung.
Von H e in r ic h  K re is  in Düsseldorf.

[Bericht Nr. 161 des Ausschusses für Betriebswirtschaft des Vereins Deutscher Eisenhuttenleute1).]

(Die Abschreibung als Wert der Anlagenutzung: Waren- und Anlagevorräte, die mengenmäßige 
der Anlagenutzung, die wertmäßige Erfassung der Anlagenutzung, Anlagenutzung un  
Der Zins als Wert der Kapitalnutzung: Das Unternehmungskapital, seine A rt und Bedeutung,
Praktische Beispiele für die Durchführung von Berechnungen über Anlage- und Kapitalnutzungen: 

Beschäftigungsverteilung, Neubauplanung, Errechnung des wirtschaftlichen n ertes.)

I. Vorbemerkungen.

Im betriebswirtschaftlichen Schrifttum hat die Behandlung 
der Abschreibungen und Zinsen immer einen bevorzugten 

Platz eingenommen.
Die Abschreibungen sind als Aufwandsposten, vor allem 

nach der richtigen anteilmäßigen Verteilung der Beträge auf 
die Abrechnungszeiträume, herausgestellt worden. Auch 
wurde die Bedeutung der Abschreibungen als Kostenbestand­
teil eingehend behandelt, während die betriebswirtschaft­
liche Wertlehre sich vorzugsweise mit der Frage der Ab­
schreibungen im Zusammenhang mit der Ermittlung des 
Gesamtwertes industrieller Unternehmungen beschäftigt hat. 
Auch das Zinsproblem hat eine, zwar begreiflicherweise nicht 
so umfangreiche, so doch weitgehende Vertiefung in ein­
zelnen Abhandlungen‘gefunden.

Trotz dieser größtenteils bedeutenden und auch für die 
Praxis beachtlichen Schriften und sorgfältigen Einzelstudien 
bleibt für den unbefangenen Leser das Gefühl bestehen, als 
ob noch eine empfindliche Lücke auszufüllen wäre. Diese 
Lücke kann auch in der Tat von der wissenschaftlichen Seite 
her niemals restlos geschlossen werden. Es ist zweifellos gut, 
daß der Finanzfachmann z. B. in der Finanzmathematik ein 
Hilfsmittel besitzt, auf das er in jedem Augenblick zurück­
greifen kann, und das ihm in säuberlich ausgearbeiteten 
Zahlentafeln für viele täglich auftauchende Fragen ohne 
weiteres das fertige Ergebnis liefert. Da jedoch weder das 
Abschreibungs- noch das Zinsproblem an erster Stelle mathe­
matische, sondern vor allem wirtschaftliche Fragen sind, gibt 
es hier keine fertige Formel- oder Rezeptsammlung, vielmehr 
müssen sich die sachbearbeitenden Stellen auf jeden Fall die 
klare Eikenntnis über die Grundzüge selbst erarbeiten.

Jede Kostenrechnung ist Zweckrechnung und wandelt 
sich nach den Zwecken; das gilt besonders für die beiden 
wichtigen Kostenarten Abschreibung und Zins. Eine logische 
Ausrichtung der rechnerischen Behandlung dieser Posten auf 
die Zwecke ist aber nur dem  Kostenmann möglich, der das 
Wesen dieser Begriffe gründlich erkannt hat. Im folgenden 
soll versucht werden, den Wesensinhalt der Abschreibungen 
und Zinsen in seinen Grundzügen darzustellen und dann zu 
zeigen, wie die gewonnenen Erkenntnisse in der Praxis für 
die verschiedenen Zweckrechnungen verwertet werden 
können.

II. Die Abschreibung als Wert der Anlagenutzung.

1. W a ren - u n d  A n la g e v o rrä te .
Die Kosten der Erzeugnisse stellen den Wert dar, der 

sich aus dem Verbrauch an Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffen, 
an Arbeitskräften und Wirtschaftsgütern dauerhafter Art, 
wie Gebäude, maschinelle Anlagen, Geräte usw., ergibt.

Der Kostenmann muß sich von Grund aus die Anschau­
ung zu eigen machen, daß nicht allein die Vorräte im üblichen

B Vorgetragen in der 152. Sitzung des Ausschusses für
Betriebswirtschaft am 23. November 1939 in Düsseldorf. __
Sonderabdrucke sind vom Verlag Stahleisen m. b. H., Düsseldorf, 
Postschließfach 664, zu beziehen.

V erbrauchserfassung 
Instandhaltungskosten, 
das Wesen des Zinses. 

Kostenvergleich,

Sinne und die Arbeitskräfte zur Leistungserstellung dienen, 
sondern auch die Werksanlagen aufgespeicherte Nutzungen 
sind, von denen fortgesetzt kleine und kleinste Teile in die 
Fertigung eingehen. Für den Kostenmann ist eine Maschine, 
so wie sie da steht, nichts anderes als eine Summe von 
Maschinennutzungen, ein Vorrat, wie es der Bestand an Roh­
eisen und Schrott auch ist. Es gibt hier wesensmäßig keinen 
Unterschied, und wenn man davon überzeugt ist, daß die 
Rohstoffe als Nutzungen im fertigen Erzeugnis enthalten 
sind, so ist es ebenso gewiß, daß dasselbe für die Anlagen 
gilt. Da aber nach den bestehenden kalkulatorischen Grund­
sätzen der bewertete Verbrauch an Wirtschaftsgütern zur 
Leistungserstellung als Kosten bezeichnet wird, so fallen 
sowohl der Werkstoffverbrauch als auch der Verzehr an 
Anlagenutzungen unter den Begriff der Kosten.

Allerdings gibt es wichtige Unterschiede in bezug auf die 
rechnerische Behandlung zwischen den Vorräten im land­
läufigen Sinne des Sprachgebrauchs und den Anlagen als 
Vorräte von Maschinennutzungen. Anlagenutzungen kann 
man nicht in beliebigen Mengen kaufen wie andere Vorräte, 
sondern nur in so großen Mengen, wie sie in einer Anlage von 
gegebener Größe enthalten sind. Man kann also die Vorräte 
an Anlagenutzungen nicht elastisch in kleinen Portionen den 
Veränderungen der Beschäftigung anpassen, sondern der ein­
mal vorhandene Vorrat an Anlagenutzungen geht bei stark 
steigender Beschäftigung trotz Ueberholung und Instand­
setzung zu Ende und steigt dann sprunghaft, wenn ein neues 
Quantum an Anlagenutzungen angeschafft werden muß.

Jeder einzelne Kostenposten ist nun rechnerisch gesehen 
das Produkt aus der Menge des verbrauchten Gutes und dem 
Preis für die Einheit desselben. Der mengenmäßige Ver­
brauch an Roh- und Hilfsstoffen, Arbeitskräften usw. ist in 
jedem Falle meßbar, so daß sich bei diesen Aufwendungen 
Probleme der Kostenrechnung nur auf der Preisseite, in der 
Bewertung, ergeben.

Soweit die Kostenrechnungen Gegenwartsrechnungen 
sein sollen, ist es notwendig, Gegenwartspreise in Anrechnung 
zu bringen. Ein gewisser Bestand an Rohstoffen, Hilfsstoffen 
usw. muß stets vorhanden sein, dam it durch von außen 
kommende Störungen in der Güterversorgung keine Unter­
brechung eintritt, so daß bei vielen Kostengütern die Be­
schaffung und der Verbrauch zeitlich auseinanderfallen. 
Viele Stoffe werden sogar in Mengen beschafft, die den 
Monatsbedarf und damit den üblichen Abrechnungszeitraum 
wesentlich übersteigen. In all diesen Fällen ist es jedoch 
ohne Schwierigkeiten möglich, sofern sich die Preise in der 
Zeitspanne zwischen Beschaffung und Verbrauch geändert 
haben, diese Aenderungen in der Kostenrechnung ent­
sprechend zu berücksichtigen.

Anders verhält es sich aber mit den Dauergütern die 
nicht in einem einzigen Verbrauchsvorgang verzehrt werden, 
sondern einer allmählichen Abnutzung unterliegen. Bei 
diesen Dauergütern, deren wichtigste die sogenannten An­
lagen, vor allem die Gebäude und die Maschinen sind, tr i t t  
auch ein Verzehr ein, aber ein schrittweiser, und meistens
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nicht meßbarer. Jede Anlage verkörpert in sich eine gewisse, 
nicht im voraus bekannte Summe von Nutzungen, deren 
Beanspruchung den 'Wert der Anlage vermindert, und zwar 
so lange, bis diese keine Nutzungen mehr hergibt, also ver­
braucht ist. Die Schwierigkeiten in der Kostenerfassung 
und -Verteilung bei den Dauergütern liegen demnach sowohl 
auf der Mengen- als auch auf der Preisseite.

2. D ie  m e n g e n m ä ß ig e  V e rb ra u c h s e r fa s s u n g  der 
A n la g e n u tz u n g e n .

Bei der Beschaffung einer Anlage, z. B. einer Maschine, 
wird zunächst die Feststellung getroffen werden müssen, wie 
groß die Zahl der Nutzungen ist, die der Maschine inne­
wohnen. Diese Feststellung allein genügt jedoch noch nicht, 
da die Maschine nicht nur dem technischen Verschleiß unter­
hegt, sondern der W ert derselben sich auch durch den Einfluß 
der Zeit, z. B. durch Veralten, bis zur Wertlosigkeit mindern 
kann.

Man spricht daher sowohl von einer technischen als auch 
einer wirtschaftlichen Lebensdauer. Die erste wird durch 
die Zahl der technisch möglichen Nutzungen, die zweite 
durch die Zeitspanne bestimmt, innerhalb welcher die 
Maschine voraussichtlich wirtschaftlich wertvolle Nutzungen 
abgeben kann.

Der W irtschafter muß, um den mengenmäßigen Ver­
brauch der Anlagenutzungen zu ermitteln, folgende Ueber- 
legungen anstellen:

a) Die der Maschine innewohnenden Nutzungen sollen 
100 000 h Laufzeit betragen. Es ist möglich, die Maschine 
jeden Monat 250 h, im Jahre also 3000 h zu beschäftigen. 
Die technische Lebensdauer wäre demnach 33 Jahre.

b) Unter Abwägung der technischen Entwicklung und 
Berücksichtigung aller Gefahrenmomente ist nicht anzu­
nehmen, daß die Maschine länger als 20 Jahre brauchbar 
sein wird.

c) Die z e itl ic h e  Lebensdauer ist demnach kürzer als 
die technische, so daß sie als Summe der Nutzungen angesetzt 
werden muß.

H ätte die Maschine eine technische Lebensdauer von 
60 000 h, und könnte sie monatlich 500 h beschäftigt werden, 
dann wäre sie in 10 Jahren verbraucht, also bevor das Ver­
alten eintritt. In diesem Fall müßte die te c h n is c h e  Lebens­
dauer als Summe der Nutzungen angenommen werden.

Das Maß der Nutzung ist m ithin im einen Fall die Zahl 
der Laufstunden, also eine der Erzeugung proportionale 
Größe, im anderen die Zahl der Jahre ohne Rücksicht auf 
die Beschäftigung, also eine fixe Größe.

Mit der Festsetzung der voraussichtlichen Lebensdauer 
ist jedoch noch nichts gesagt über die wertmäßige Verteilung 
der Nutzungen auf diese Dauer. Diese Verteilung kann 
gleichmäßig sein, sie kann aber auch so vorgenommen 
werden, daß die ersten Nutzungsabschnitte stärker belastet 
werden und die Belastung schrittweise abnimmt, oder auch 
umgekehrt, daß die Belastung ansteigt. Der gleichmäßigen 
Verteilung liegt die Annahme zugrunde, daß alle Nutzungen 
von der ersten bis zur letzten gleichwertig sind. Bei der 
fallenden Belastung wird angenommen, daß die ersten N ut­
zungen höherwertig sind als die jeweils folgenden, bei der 
steigenden wird das Gegenteil vorausgesetzt.

Die Annahme gleichbleibenden, fallenden oder steigenden 
Wertes der Nutzung ist sowohl bei der technischen als auch 
bei der wirtschaftlichen Lebensdauerschätzung möglich.

Im nachstehenden Zahlenbeispiel sind die Verteilungs­
möglichkeiten für eine Maschine einmal auf der Grundlage 
der technischen und ferner auf der Grundlage der wirtschaft­
lichen Lebensdauer gezeigt.

L e b e n sd a u e r  d e r  M asch ine  60 000 L a u fs tu n d e n  — 
A n sc h a ffu n g sw e r t 96 000 ,#Jf.

96 000
aa) Gleichbleibender W ert der Nutzung: — - =  1,60 J iJ l

je Laufstunde.

bb) Fallender W ert der Nutzung:
1 — 20 000 h 1 20 0 0 0 h

20 000 — 40 000 h 0,8 16 000 h
40 000 — 60 000 h 0,6 12 000 h

48 000 h
W ert der Einzelnutzung:

96 000
=  2,00 JIjK  für die ersten 20 000 h

4o UUO
2.00 x  0,8 =  1,60 J lJ l  für die zweiten 20 000 h
2.00 x  0,6 =  1,20 J iJ l  für die dritten 20 000 h

cc) Steigender W ert:
1 — 20 000 h 1 

20 000 — 40 000 h 1,25 
40 000 — 60 000 h 1,5

Wert der Einzelnutzung:
96 000

20 000 
25 000 
30 000 
75 000

m- r,r.r. =  1,28 für die ersten 20 000 h 
7o 000

1.28 x  1,25 =  1,60 für die zweiten 20 000 h
1.28 x  1,5 =  1,92 Jt„K für die dritten 20 000 h

L e b e n sd a u e r  d e r  M asch in e  20 K a le n d e r ja h re  — 
A n sc h a ffu n g sw e r t 96 0 0 0 ^ / r i

96 000
aa) Gleichbleibender W ert: —-- =  4800 Jl.Jl je Jahr.

bb) Fallender W ert:
1. Jah r 1 x  6713 =  6713
2. Jahr 0,97 x  6713 =  6512
3. Jahr 0,94 x 6713 =  6310
4. Jahr 0,91 x  6713 =  6109

und so fort -/• je 0,03 — x  6713 =  —
bis zum 20. Jah r 0,43 x  6713 =  2887

14,3

96 000 
14.3

96 000

=  6713

cc) Steigender W ert:
Entsprechende Rechnung mit steigenden Bezugsziffem.

Die verschiedenen Möglichkeiten der Verrechnung von 
Anlagenutzungen sind nachstehend auch noch unter An­
fügung von vier Sehaubildem behandelt. Es zeigen:
Büd 1: die gleichmäßige zeitabhängige Verrechnung der 

Nutzungen,
Büd 2: die zeit- und mengenabhängige Verrechnung der 

Nutzungen,
Büd 3: den Wechsel zwischen zeit- und mengenabhängiger 

Verrechnung der Nutzungen während der Nutzungsjahre, 
Büd 4: den Wechsel zwischen zeit- und mengenabhängiger 

Verrechnung der Nutzungen unter Einschaltung einer 
W ertberichtigung während der Nutzungszeit.

Büd 1. Die gestrichelte Linie zeigt den Verlauf des Vor­
ratsbestandes an Nutzungen vom Anfangsbestand bis zum 
Restwert an; der Verbrauch ist in jedem Jahr der gleiche, 
der Preis der Jahresnutzung immer derselbe. Diese gleich­
mäßige Verrechnung der Nutzungen ist die nächsthegende 
und einfachste.
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Der Zorra ta n  Antagenufzungen

Bild 1. Vorrat und Verbrauch an Anlage- Bild 2. Vorrat und Verbrauch an  Anlage­
nutzungen. (Reine Zeitabhängigkeit.) nutzungen. (Zeit-und Mengenabhängigkeit.)

Abarten dieses rein zeitabhängigen Nutzungsverbrauchs, 
der sich kostenmäßig in kalenderfixen Kosten äußert, sind 
die degressive und progressive Verbrauchserfassung, die 
ebenfalls auf dem Schaubild eingezeichnet sind. Beide 
Arten der Verbrauchserfassung 
erschöpfen den Vorrat an 
Nutzungen innerhalb des 
Nutzungszeitraums genau wie 
bei der zeitlich gleichen E r­
fassung, nur ist die Verteilung 
auf die einzelnen Jahre unter­
schiedlich. Bei der degressiven 
Erfassung werden die ersten 
Jahre zugunsten der späteren 
belastet, während die pro­
gressive umgekehrt die späte­
ren Jahre belastet zugunsten 
der ersten.

Die degressive Verbrauchs­
erfassung läßt sich damit 
begründen, daß in vielen Fällen 
der Nutzungsverbrauch der 
Anlagen in den ersten Jahren 
größer ist, da die neue Maschine 
wertvollere Nutzungen abgibt, 
während der W ert der Nut­
zungen mit zunehmendem 
Alter der Maschine sinkt. Es 
ist jedoch unwahrscheinlich, 
daß der Verbrauch in einer 
so starken Degression ab­
nimmt, wie sie die mathe­
matische Berechnung des 
Schaubildes liefert.

F ür die progressive Verrechnung der Nutzungen kann 
eine technische Begründung kaum gefunden werden. Man 
könnte höchstens den Fall denken, daß eine mit Hilfe der 
Maschine hergestellte neue Ware erst auf den Markt gebracht

werden muß und daß man erst 
nach einer gewissen Zeit mit 
einer vollen Ausnutzung der 
Anlage rechnen kann. Nach­
dem dieser Zeitpunkt aber ein­
mal erreicht ist, läßt sich eine 
weitere steigende Verrechnung 
der Nutzungen nicht mehr 
m it dieser Begründung recht- 
fertigen. Es wird später noch 
gezeigt werden, daß eine ein­
leuchtende Begründung für 
die steigende Verrechnung im 
Zusammenhang m it der Zins­
rechnung möglich ist.

Bild 2. Hier wird ange­
nommen, daß die Anlage eine 
bestimmte Anzahl von Nut­
zungen, ausgedrückt in Ar­
beitsstunden, enthält. Setzt 
man diese „installierten Ma­
schinenstunden“ zur Zahl der 
Nutzungsjahre in Beziehung, so 
erhält man den normalen Ver­
brauch je Jahr. Wie aus Bild 2 
hervorgeht, decken sich in den 
ersten dreiBetriebsjahren zeit- 
und mengenabhängige Ver­
brauchserfassung. Die plan­

mäßige Normalbeschäftigung wurde immer erreicht; in den 
einzelnen Monaten waren vielleicht Schwankungen zu ver­
zeichnen, aber auf das ganze Jah r gesehen blieben die ent­
nommenen Nutzungen gleich. In den nächsten fünf Jahren

stieg die Beschäftigung. Da die Erfassung des Verbrauchs 
an Anlagenutzungen proportional zur Beschäftigung vor sich 
geht, wird um das in der Zeichnung schraffierte Flächenstück 
mehr entnommen, als der Planlinie des reinen zeitabhängigen

Der Zorraf an An/agenufzungen
Der Z orratan An/agenutzungen
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Bild 3. Vorrat und Verbrauch an Anlage­
nutzungen. (Mengen- und Zeitabhängigkeit 

bei Veraltern der Anlage.)

Bild 4. V orrat und Verbrauch an  Anlage­
nutzungen. (Zeit-und Mengenabhängigkeit bei 
Veraltern der Anlage und W ertberichtigung.!
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Verbrauchs entspricht. Dann geht die Beschäftigung wieder 
etappenweise in drei und zwei Jahren zurück; es wird dann 
weniger entnommen, als normal vorgesehen, so daß die 
mengenmäßige Verbrauchserfassung insgesamt mit der zeit­
lichen am Ende des 13. Jahres zusammenfällt.

Wäre der in Bild 2 dargestellte Verlauf der Regelfall, so 
würde die ganze Frage vieles von ihrer Bedeutung verlieren. 
Wertmäßig ist in diesem Schaubild jede Stunde gleich­
mäßig belastet.

Bild 3. Ein Beispiel, wie sich der Verbrauch von Anlage­
nutzungen oft abwickelt, wird in BTd 3 dargestellt. Zu­
nächst wird wieder unterstellt, daß in den ersten drei Jahren 
zeit- und mengenmäßig erfaßte Nutzungsbeträge einander 
gleich sind. Der weitere Verlauf bis zum 7. Jah r ist ebenfalls 
der gleiche wie bei Bild 2. Dann aber tr i t t  eine neue Tat­
sache auf. Es wird am Ende des 7. Jahres festgestellt, daß 
die Gefahr des Veraltens für die Anlage wesentlich näher 
liegt, als man bei Aufstellung des Planes angenommen h a tte ; 
mit ziemlicher Bestimmtheit ist damit zu rechnen, daß nach 
drei Jahren keine Nutzungen von wirtschaftlichem Wert mehr 
zu erzielen sind. Aus dieser Tatsache zieht der Betriebsführer 
die Folgerung, indem er wieder zur zeitabhängigen Verrech­
nung übergeht und den nach sieben Jahren Nutzung verblie­
benen Bestwert auf die folgenden drei Jahre verteilt.

Bild 4. Diese Maßnahme ist kalkulatorisch gesehen nicht 
ganz richtig. Die Nutzungszeit ist zwar verkürzt, die plan­
mäßige Menge zum planmäßigen Preis kann nicht ent­
nommen werden; aber man kann einwenden, daß es w irt­
schaftlich betrachtet nicht gerecht ist, die Entwertung der 
Nutzungsmenge den letzten drei Jahren zu belasten, die dem 
Zeitpunkt der Feststellung des Fehlers im Voranschlag 
folgen. Wenn die Anlage einen Vorrat von Maschinen­
nutzungen verkörpert, so bedeutet die Tatsache der ver­
kürzten Lebensdauer nichts anderes, als daß man den Vorrat 
falsch geschätzt hat. An dieser, nennen wir das einmal 
Inventurdifferenz =  Abweichung von Ist und Soll, müssen 
alle Nutzungen teilhaben, nicht nur die drei letzten. Es ist 
also notwendig, nicht nach Bild 3, sondern nach Bild 4 zu 
rechnen. Auf Grund der um drei Jahre verkürzten Nutzungs­
menge ist ein neuer Plan von Anfang an zu machen. Man 
muß sich auf den Standpunkt stellen, die richtige Nutzungs­
menge wäre von Anfang an bekannt gewesen und richtig 
entnommen worden. Dann werden die dem 7. Jahr folgenden 
Jahre richtig belastet, nachdem im 7. Jah r der Unterschied 
zwischen den bisher wirklich entnommenen und den plan­
mäßig zu entnehmenden Nutzungen als sogenannter Inven­
turunterschied auf das allgemeine Gewinn- und Verlustkonto 
abgebucht worden ist. So oft sich also Schätzungsfehler 
herausstellen, ist eine derartige aperiodische Berichtigung 
vorzunehmen, wie das ja  auch bei den W arenvorräten häufig 
geschehen muß. Auf diese Weise wird erreicht, daß die jähr­
lichen oder mengenmäßigen Nutzungen stets richtig bewertet 
sind. .

Es ist also abschließend festzustellen, daß die bewerteten 
Anlagenutzungen in der Kostenrechnung im Regelfall Plan­
größen darstellen im Gegensatz zu den Vorräten, bei welchen 
die Verrechnung des tatsächlich festgestellten Ist-Verbrauchs 
kennzeichnend ist. Da es sich um Plangrößen handelt, hat 
sich die Planung auf den zeitlichen und mengenmäßi­
gen Verbrauch zu erstrecken. Weiterhin ist eine fortlaufende 
Beobachtung des tatsächlichen und planmäßigen Ablaufs 
unerläßlich.

Die vorstehenden Ausführungen dürften besonders ver­
deutlicht haben, wie wenig der im kaufmännischen Sprach­
gebrauch übliche Ausdruck „Abschreibungen“ dem kalku­
latorischen Denken entspricht. Dem Begriff „Abschrei­
bungen“ liegt die Vorstellung zugrunde, daß von einer

gegebenen Summe, dem Anschaffungswert der Anlage, so 
lange abgeschrieben wird, bis kein W ert mehr zu Buch steht. 
Von dieser Anschauung muß sich der Kostenmann frei 
machen, denn das Abschreiben gehört in das Gebiet der 
Bilanz, aber nicht in das der Kostenrechnung. Wieviel von 
der Gesamtanschaffungssumme schon abgeschrieben ist, ist 
für die Kostenrechnung belanglos, denn hier handelt es sich 
ausschließlich darum, den im Abrechnungszeitraum v e r ­
b ra u c h te n  Teil der Nutzungen möglichst richtig zu schätzen 
und zu bewerten. Solange eine Anlage noch Nutzungen her­
gibt, die einen W ert haben, muß dieser W ert auch in den 
Kosten verrechnet werden. Die Erfassung und Bewertung 
des Anlagenutzungsverbrauchs in einem Abrechnungszeit­
raum ist genau so ein selbständiger von der Lagerbestands­
rechnung unabhängiger Vorgang wie die Erfassung und 
Bewertung des Verbrauchs von Rohstoffen.

3. D ie w e r tm ä ß ig e  E rfa s su n g  der A n la g e n u tz u n g e n .
In den bisherigen Ausführungen wurde in der H aupt­

sache die mengenmäßige Erfassung der Anlagenutzungen als 
Bruchteil des Gesamtwertes der Anlage behandelt, indem

_  , W ert der Maschine
z. B. die Nutzung le Laufstunde —   — -------  —

6 J 60 000 Laufstunden
. T , ' W ert der Maschine

oder die Nutzung je Jahr =  ,— -— -------
6 1 20 Kalenderjahre

angeführt wurden.
Der nächste Schritt muß die Ueberlegung sein, wie hoch 

der Zähler im Bruch, der W ert der Maschine, in Ansatz zu 
bringen ist, damit auch die Preisseite der Aufgabe geklärt 
wird.

Der W ert neu errichteter Anlagen kann zunächst an dem 
Beschaffungspreis gemessen werden. Je weiter jedoch die 
Gebrauchsdauer einer Anlage vorrückt und damit der Zeit­
punkt des Verbrauchs sieh vom Zeitpunkt der Anschaffung 
entfernt, um so mehr muß damit gerechnet werden, daß 
Wertveränderungen eintreten, die so groß sein können, daß 
der Anschaffungspreis gegenüber dem Gegenwartswert als 
Rechnungsgrundlage keine Bedeutung mehr haben darf.

Man begegnet bei solchen Ueberlegungen meist zwei sich 
widersprechenden Anschauungen. W ährend der Anhänger 
der Geldrechnung sagt, der Anschaffungspreis muß durch die 
Abschreibungen wieder hereingebracht werden, und zwar 
ohne Rücksicht auf die Preis- und Wertentwicklung, behaup­
te t der Anhänger der Sachwertrechnung, die Abschreibungen 
müssen so bemessen sein, daß ihre Summe ausreicht, um 
eine neue gleichwertige Anlage zu beschaffen.

Beide Meinungen stehen mehr unter dem Gesichtspunkt 
der Bilanz als unter dem der Kostenrechnung. Die Kosten­
rechnung hat ihr Augenmerk, wie bereits ausgeführt wurde, 
nicht auf die Höhe der aufgelaufenen Summe der Nutzungen 
zu richten, sondern in erster Linie zu beachten, daß der 
verrechnete W ert der jeweils verbrauchten Einzelnutzung 
richtig bestimmt wird. Ob die Summe der während der 
Tilgungszeit verrechneten Einzelnutzungen den Anschaf- 
fungs- oder Wiederbeschaffungswert ergibt, ist vom Stand­
punkt der Kostenrechnung gesehen zunächst gleichgültig. 
Dem Grundsatz, daß die Kostenrechnungen Gegenwartsnahe 
haben müssen, würde daher durchaus entsprochen, wenn der 
Gesamtwert der Anlagen in jedem Abrechnungszeitraum 
entsprechend dem G e g e n w a r tsw e r t neu festgelegt und 
daraus der in den Selbstkosten zu verrechnende W ert der 
Einzelnutzungen errechnet würde. In der Praxis muß man 
auf solche fortwährenden Veränderungen meist verzichten 
und kann nur bei grundlegenden Wertveränderungen ent­
sprechende Anpassungen vornehmen.

Der Kostenmann hat daher häufig die Aufgabe, den W ert 
einer Anlage festzustellen. Diese Aufgabe wird vor allem
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dann gestellt, wenn es sich um die Bewertung von Anlagen 
handelt, die technisch veraltet sind und deren wirtschaft­
licher Wert sich deshalb nicht auf dem Beschaffungsmarkt 
ermitteln läßt, sondern durch Vergleiche mit anderen An­
lagen gleicher Art errechnet werden muß. Ein Beispiel über 
die Durchführung einer solchen Rechnung folgt später.

4. A n la g e n u tz u n g  u n d  In s ta n d h a ltu n g s k o s te n .
Die Ausführungen über die mengen- und wertmäßige 

Erfassung der Anlagenutzungen wären unvollständig, wenn 
in diesem Zusammenhang nicht auch die Instandhaltungs­
kosten behandelt würden.

Die einzelnen Teile einer Anlage werden nicht gleich­
mäßig abgenutzt. Gewisse Anlagegegenstände oder Anlage­
teile unterliegen einem rascheren Verschleiß und müssen daher 
von Zeit zu Zeit durch neue ersetzt werden. Dadurch ergeben 
sich laufend Instandhaltungs- und Instandsetzungsarbeiten, 
die neben den Nutzungen der Anlage Kosten darstellen.

Diese Instandhaltungskosten werden in der Regel im 
Zeitraum des Anfalls sofort durch die Selbstkosten verrech­
net. Ueberschreiten sie bei größeren Instandhaltungskosten 
eine gewisse H öhe, so daß die sofortige Verrechnung des 
Gesamtaufwandes die Vergleichbarkeiten der Kostenrech­
nung stören würde, so werden die Beträge zunächst auf 
Tilgungskonten (Verrechnungskonten) aktiviert. Die Ver­
rechnung erfolgt jedoch nach Möglichkeit kurzfristig, d. h. 
Aktivierungen derartiger Aufwendungen über den Geschäfts­
jahresschluß hinaus werden möglichst vermieden.

In der Praxis erscheinen diese Instandhaltungs- und 
Instandsetzungskosten unabhängig von den Abschreibungen 
als selbständige Kostenart, obwohl ein enger Zusammenhang 
zwischen den Anlagenutzungen und den Instandhaltungs­
kosten besteht. Eine Aktivierung der reinen I n s ta n d ­
h a l tu n g s k o s te n  auf Anlagekonten mit der Begründung, 
daß diese Kosten werterhöhend wirken, ist jedoch aus 
Gründen einer klaren Kostendarstellung nicht zu empfehlen.

Mit steigendem Alter der Anlagen werden im Regelfälle 
auch die Instandhaltungskosten steigen, so daß bei gleich­
bleibender Nutzungsbewertung die Gesamtbelastung sich 
fortschreitend erhöht. Die Tatsache der steigenden Instand­
haltungskosten rechtfertigt daher, wie vorher bereits aus­
geführt wurde, auch eine fallende Nutzungsbewertung, da 
die Nutzung einer Anlage mit hohem Aufwand für Instand­
haltungen wirtschaftlich nicht soviel wert ist wie die Nutzung 
einer Anlage mit geringeren Instandhaltungskosten.

Nun ist es bei vielen Anlagen aber auch möglich, den 
voraussichtlichen Instandsetzungsbedarf zeitlich so zu ver­
teilen, daß auch die erste Zeit der Lebensdauer bereits ent­
sprechend belastet wird. Tatsache ist ja  doch, daß der Ver­
schleiß sofort mit der Inbetriebnahme der Anlage einsetzt 
und nur erst später in Erscheinung tritt. Die sofortige Be­
lastung der Anlage mit Verschleißkosten geschieht durch 
Vorverrechnung des Aufwandes nach einem in Zusammen­
arbeit m it dem Betriebsleiter festgelegten Plan auf Passiv­
tilgungskonten, denen später die wirklich angefallenen 
Kosten belastet werden. Sofern in dieser Weise vorgegangen 
wird, kann auch die gleichmäßige Verrechnung für Anlage­
nutzungen als gerechtfertigt angesehen werden.

III. Der Zins als Wert der Kapitalnutzung.

1. D as U n te rn e h m u n g s k a p i ta l ,  se ine A rten  
u n d  B ed eu tu n g .

Am Anfang der Betrachtungen steht der viel umstrittene 
Begriff des Kapitals, ein Begriff, der sich je nach der Blick­
richtung, unter die er fällt, seinem Inhalt und seiner Bedeu­
tung nach wesentlich verändern kann.

Im betrieblichen Rechnungswesen der Unternehmungen 
ist diese Verschiedenartigkeit der Begriffsauffassungen

jedoch ohne Belang. In der betriebswirtschaftlichen Praxis 
braucht das Unternehmen den Begriff des Kapitals als Be­
griff zur Erklärung betriebswirtschaftlicherTatsachen, so daß 
hier das Kapital eine ganz eindeutig gegebene meßbare Größe 
sein muß. F ür die Durchführung der praktischen Berufs­
aufgaben stellt sich daher das Kapital klar umrissen als die 
bewertete Summe aller der W irtschaftsgüter dar, deren die 
Unternehmung jeweils zur Verwirklichung ihres Zweckes im 
Rahmen der ihr gestellten Aufgaben bedarf. Zum Kapital 
der Einzelunternehmung gehören demnach alle Wirtschafts­
güter dauerhafter Art, wie Gebäude, maschinelle Anlagen, 
Geräte usw., und außerdem die zum unmittelbaren betrieb­
lichen Verbrauch bestimmten Vorräte an Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffen sowie die eigenen Erzeugnisse der unter­
schiedlichen Fertigungsgrade. Die Dauer- und Verbrauchs­
güter faßt man meist unter der Bezeichnung „Sachkapital“ 
zusammen und stellt ihnen die Forderungen und flüssigen 
Mittel, die jederzeit die Gestalt von Sachkapital annehmen 
können, als „Geldkapital“ gegenüber. Als Gesamtkapital 
einer Unternehmung würden demnach alle Wirtschaftsgüter 
zu bezeichnen sein, die — zunächst noch rein körperlich 
gesehen — auf der Aktivseite einer Bilanz stehen können.

Die Frage, was als Kapital anzusehen ist, wird am besten 
beantwortet, wenn man durch ein Werk geht, da es dann in 
der unmittelbaren Anschauung auftritt und gegenständlich 
auf Schritt und T ritt greifbar ist. F ür den Wertansatz 
jedoch, mit dem die mengenmäßig an sich nicht addierbaren 
Bestandteile des Kapitals zu beziffern sind, gibt es ent­
sprechend dem Rechnungsziel, das verfolgt wird, viele unter­
schiedliche Möglichkeiten. So wird z. B. das Buchkapital — 
die Summe der Buchwerte an einem bestimmten Zeitpunkt— 
eine ganz andere Höhe haben als das Liquidationskapital, das 
man erhält, wenn die W erte Stück für Stück am Markt 
veräußert werden müssen. W ird anderseits für Uebernahme- 
oder Kapitalerweiterungszwecke nach dem Ertragskapital 
gefragt, so wird wiederum eine andere Summe herauskommen, 
und fragt man weiterhin, wie hoch das Kapital sein würde, 
wenn man seine einzelnen Bestandteile zu einem gegebenen 
Zeitpunkt dem Markt wieder entnehmen und zu einer Einheit 
zusammenfügen würde, so erhält man im Reproduktions­
kapital wiederum einen anderen W ert. Alle diese Kapital­
werte sind also in ihrer Höhe zwar unterschiedlich vonein­
ander und müssen es im Regelfälle auch sein, weil die zweck­
abhängigen Bewertungsgrundsätze voneinander abweichen, 
das Kapital selbst jedoch, diese einmalige Verbindung der 
körperlichen (mengenmäßigen) W irtschaftsgüter einer Unter­
nehmung, ist seinem Wesen nach stets dasselbe.

2. D as W esen  des Z in ses.
Der Zins nimmt in der Reihe der Kostenarten insofern 

eine Sonderstellung ein, als sein Wesen als Kostenart nicht 
so klar zutage t r i t t  wie bei den meisten anderen Kostenarten, 
deren Kostencharakter dadurch eindeutig bestimm t wird, 
weil es sich um den Verbrauch wirklicher Güter oder Dienst­
leistungen handelt. Daher ist zunächst der Beweis für den 
Kostencharakter des Zinses zu erbringen.

Unbeschadet aller theoretischen Ueberlegungen ist für 
den Kostenmann die Frage, für welche Leistungen in der 
W irtschaft überhaupt Zinsen gezahlt werden müssen, dahin­
gehend zu beantworten, daß der Zins einen Preis für das 
Wagnis der Ueberlassung von Kapitalnutzungen darstellt. 
Wäre der Vorrat an Kapital nicht begrenzt, so würde nie­
mand für die Ueberlassung von Kapitalnutzungen einen 
Preis zahlen. Ist der Kostenmann jedoch davon überzeugt, 
daß für die betriebliche Kapitalnutzung m it derselben 
Berechtigung ein Zins gezahlt werden muß, wie für die Boden­
nutzung eine Pacht zu entrichten ist, dann kann für ihn an 
der Kostennatur des Zinses kein Zweifel mehr bestehen
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Wenn der Zins ein Preis für die Ueberlassung von Gütern 
langfristiger Dauer ist, der von demjenigen gezahlt werden 
muß, der die Nutzung ausübt, wenn also die bloße Inan­
spruchnahme des Kapitals zur Zinsbelastung führt, so ist es 
wirtschaftlich gesehen für den Betrieb gleichgültig, wer als 
Eigentümer dieses Kapitals auftritt.

Das U n te rn e h m e n  braucht nur für das von Fremden 
zur Verfügung gestellte Kapital Zinsen zu zahlen und kann 
daher auch nur die Fremdzinsen als Aufwand buchen. 
Diesem Aufwand an Fremdzinsen stehen häufig Zinsein­
nahmen gegenüber, sofern gewisse Teile des Aktivkapitals 
Fremden zur Verfügung gestellt werden. F ür die Kosten­
rechnung ist jedoch die Höhe des Saldos, der sich aus Zins­
ausgaben und Zinseinnahmen ergibt, belanglos, da für die 
Kostenrechnung nur der Aufwand für das Kapital in Frage 
kommt, das dem Betrieb zur Erstellung seiner Erzeugung 
zur Verfügung gestellt wird, und zwar ohne Rücksicht darauf, 
ob es sich um Eigen- oder Fremdkapital handelt. Die Tat­
sache, daß für die Erzeugung Kapital gebunden wird, das am 
Beschaffungsmarkt einen Preis hat, macht den sich daraus 
ergebenden Aufwand zu einem Kostenbestandteil. Würde 
der Betrieb völlig von der Hand in den Mund leben, d. h. alle 
Kostengüter erst im Augenblick des Verbrauchs beschaffen, 
die daraus hergestellten Erzeugnisse sofort verkaufen und 
würden die Zahlungsziele für Einkauf und Verkauf die 
gleichen sein, dann gäbe es in den Kosten keine Zinsen zu 
verrechnen.

Die Zinskosten entstehen durch die Zeitspanne, welche 
zwischen Beschaffung der Kostengüter und der Einnahme 
aus den verkauften Erzeugnissen liegt. Die Zinskosten 
werden also verursacht :
a) durch das Lagern der Kostengüter von der Beschaffungs­

zeit bis zum Verbrauch,
b) durch das Lagern der Halbfertigerzeugnisse, und zwar 

einschließlich aller Werte, die durch den Verbrauch an 
Kostengütem in das Erzeugnis eingegangen sind, bis zur 
endgültigen Fertigstellung,

c) durch das Lagern der Fertigerzeugnisse bis zum Verkauf. 
Besteht für den Unternehmer wegen der Höhe des Zins­

aufwandes in der Lagerhaltung für Roh- und Hilfsstoffe usw. 
noch eine gewisse Möglichkeit der Beeinflussung, so ist dies 
bezüglich der Zinsaufwendungen für die Anlagewerte nicht 
gegeben. Wer sich entschließt, eine Anlage zu beschaffen, 
der muß wohl oder übel die ganze Summe der Nutzungen, die 
sich in der Anlage verkörpert, erwerben, obwohl die letzten 
Nutzungen erst viele Jahre später in den Verbrauch gelangen 
können. Es entsteht damit dem Betrieb eine unmittelbare 
Zinslast, die für die einzelnen Nutzungen erst dann aufhört, 
wenn sie verbraucht und damit in die Erzeugnisse eingegan­
gen sind, die nun ihrerseits wieder bis zum Verkauf verzinst 
werden müssen. Der Zins auf Anlagen ist demnach der Auf­
wand für die Zurverfügungstellung des noch nicht genutzten 
Teiles bis zur Nutzung und errechnet sich aus dem kalku­
latorischen Restwert der Anlagen.

Entsprechend dem Grundsatz der Gegenwartsnahe der 
Kosten müßte auch der Restwert der Anlage, der die Grund­
lage für die Verzinsung darstellt, stets auf den Gegenwarts­
wert gebracht werden. Es dürfte aber für die Bedürfnisse 
der Praxis genügen, wenn einfach die sowieso zur Verfügung 
stehenden k a lk u la to r is c h e n  Restwerte verzinst werden.

Die Verrechnung der Anlagezinsen in den Selbstkosten 
steht m it der Erzeugungshöhe des Abrechnungsmonats in 
keinem Zusammenhang, da sie ja  nicht vom Verbrauch, 
sondern vom Bestand an Anlagewerten abhängt. Die Anlage­
zinsen sind also durchaus fixer Natur. Sie verringern sich, 
unabhängig von der Beschäftigung, m it dem Anlagerestwert,

belasten also die späteren Gebrauchsjahre weniger stark als 
die früheren, eine Tatsache, die für kalkulatorische Verfahren 
störend ist. Es wird in dem betriebswirtschaftlichen Schrift­
tum  daher oft empfohlen, einen Ausgleich durch steigende 
Abschreibungen zu schaffen. Man kann diesen Vorschlag 
gemäß der Rentenrechnung ausführen, indem man wie folgt 
schließt:

Angenommen, es würde m it Hilfe einer Anleihe eine 
Anlage im Werte von 100 000 J tJ l  beschafft. Der Anleihe­
geber verlangt eine öprozentige Verzinsung und 5 %  Tilgung. 
Daraus ergibt sich nach der Rentenformel eine gleichmäßige 
Jahresbelastung von 10 000 ,RJl, die aus Zins und Tilgung 
besteht. In dem Maß, wie die Zinsen infolge der Tilgung 
abnehmen, erhöht sich die Tilgung, wie nachstehende Zahlen­
tafel zeigt:

Jahres­
belastung Zinsen Tilgung Kapital

Anfang 
4. J a h r 10 000 5000 5000

100 000 
95 000

2. Ja h r 10 000 4750 5250 89 750
3. Ja h r 10 000 4488 5512 84 238
4. J a h r 10 000 4213 5787 78 451
5. Ja h r 10 000 3922 6078 72 373
6. J a h r 10 000 3618 6382 65 991
7. J a h r 10 000 3300 6700 59 291
8. J a h r 10 000 2965 7035 52 256
9. Ja h r 10 000 2613 7387 44 869

10. J a h r 10 000 2243 7757 37 112
11. J a h r 10 000 1855 8145 28 967
12. Ja h r 10 000 1448 8552 20 415
13. Ja h r 10 000 1020 8980 11 435
14. Ja h r 10 000 572 9428 2 007
15. Ja h r 2 107 100 2007 —

Wenn man an die Stelle des Anleihegebers die Unter­
nehmung, an die Stelle des Anleihenehmers den Betrieb setzt, • 
dann stellt die Tilgung eine steigende Abschreibung dar, die 
die fallende Zinsbelastung ausgleicht, so daß die Belastung 
mit Zins und Abschreibung für jedes Jah r die gleiche ist.

Mit dieser Verrechnungsart läßt sich zwar der Nachteil 
des ungleichmäßigen Zinsanfalls ausschalten, sie entspricht 
aber doch nicht ganz der Vorstellung, die sich der Kosten­
mann von dem Wesen der Abschreibung als W ert der ver­
brauchten Anlagenutzung macht. Sie läßt sich allenfalls 
vertreten, wenn in der Kostendarstellung Anlagenutzung 
und Anlagezins als zusammenhängendes Ganzes behandelt 
werden. Dazu bedarf es aber einer gesonderten Verrechnung 
der Anlagezinsen für jede Anlageeinheit und einer Abtren­
nung derselben von der übrigen Zinsrechnung. Vom Stand­
punkt der Kostenrechnung wäre der Ausgleich der Gesamt­
belastung durch Ausgleich der Zinsbelastung bei gleich­
bleibenden W erten für die Anlagenutzung vorzuziehen, ein 
Verfahren, das aber wegen der damit verbundenen Akti­
vierung von Zinsen vom Bilanzfachmann abgelehnt werden 
muß.

Nun muß daran gedacht werden, daß auch der Instand­
haltungsbedarf sich in steigender Richtung entwickelt und 
daß darin ein gewisser Ausgleich gegenüber der fallenden 
Zinsbelastung gesehen werden kann. Unter Berücksichtigung 
aller F ür und Wider dürfte für das laufende Rechnungswesen 
immer noch die Verrechnung gleichbleibender Anlage­
nutzungen den anderen Verfahren vorzuziehen sein, einmal, 
weil sie am einfachsten ist, dann aber auch, weil sie den 
kalkulatorischen Vorstellungen am meisten entspricht.

IV. Praktische Beispiele für die Durchführung von Berechnungen 
über Anlage- und Kapitalnutzungen.

Nachdem in den vorstehenden Ausführungen das Wesen 
der Anlagenutzung und des kalkulatorischen Zinses dar­
gestellt worden ist, soll in den folgenden Beispielen gezeigt
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werden, wie diese Grundsätze in praktischen Rechnungen 
durchgeführt werden können.

Den Beispielen hegt folgender Sachverhalt zugrunde:

Vorhandene Anlagen Altes Neues
Walzwerk Walzwerk

N e u w e r t .............................................M M 3 000 000 5 000 000
G eschätzte Gesam tlehens­

20dauer ...............................  Jah re 20
oder Laufstunden 108 000 144 000

A l t e r ....................................Jah re 10
bisher („ Is t“ ) Laufstunden 48 000

Stundenleistung .................. t 20 30
! M onatserzeugung bei 600 L auf­

12 000 18 000stunden ............................... t
j Verarbeitungskosten

300p r o p o r t io n a l ...................... M M /h 240
fix (ohne Abschreibungen und

36 000Zinsen) . . . M M \M onat 24 000
Verarbeitungskosten bei 600 Lauf-

stunden
10p r o p o r t i o n a l ..................M M /t 12

f i x .................. ...........................M M /1 2 2
M M /t l T 12

W ert der A nlagenutzung
je M o n a t ............................... M M 12 500 20 833
je  t  bei 600 L aufstunden M M /t 1,04 1,16

Anlagezinsen je Monat
Vis % a u f ............................... M M 1 500 000 5 000 000

=  M M 6 250 20 833
je t  bei 600 L aufstunden . JIM 0,52 1,16

V erarbeitungskosten
z u s a m m e n .......................M M /t 15,56 | 14,32

B e isp ie l 1. K o ste n v e rg le ic h .

A nnahm e: Beide Walzwerke gehören dem gleichen 
Unternehmen an, sind aber örtlich getrennt. Das Erzeugungs­
programm ist das gleiche.

A b sch re ib u n g en : Bei der alten Straße kommt die 
zeitliche Abschreibung in Frage, da die tatsächliche Nutzung 
lünter der zeitlichen Lebensdauer zurückgeblieben ist. Bei 
der neuen Straße würde die technische Lebensdauer nur 
dann kürzer sein als die wirtschaftliche, wenn die Anlage im 
Durchschnitt mehr als 600 h monatlich in Betrieb wäre. Da 
das zunächst nicht angenommen wird, wird auch hier die 
zeitliche Abschreibung gewählt.

K o ste n : Es wird angenommen, daß die Werkstoffkosten 
bei beiden Betrieben die gleichen sind. Zu vergleichen sind 
daher nur die Verarbeitungskosten einschließlich Anlage­
nutzung und Zinsen.

Altes Walzwerk Neues Walzwerk

Beschäftigung 600 h M M /t M M /t
proportional ....................... 12,00 10,00
f i x ............................................. 2,00 2,00
A n la g e n u tz u n g .................. 1,04 1,16

A n la g e z in s e n ........................... 0,52 1,16
15,56 14,32

Beschäftigung 300 h
proportional ....................... 12,00 10,00
f i x ............................................. 4,00 4,00
A n la g e n u tz u n g .................. 2,08 2,32

A n la g e z in s e n ........................... 1,04 2,32
19,12 18,64

Beschäftigung 200 h
p r o p o r t i o n a l ....................... 12,00 10,00
f i x ............................................. 6,00 6,00
A n la g e n u tz u n g .................. 3,12 3,48

A n la g e z in s e n ....................... 1,56 3,48
__________________ 22,68 22796

Der Kostenvorsprung des neuen Betriebs verringert sich 
mit abnehmender Beschäftigung infolge der höheren Zinslast 
und wandelt sich bei 200 Laufstunden in einem Nachteil 
gegenüber der alten Anlage.

B e isp ie l 2. B e s c h ä f t ig u n g s v e r te i lu n g .

A n n ah m e : Es stehen 20 000 t  Aufträge zur V erfü p in g . 

a) Bei gleichmäßiger Verteilung nach der L e i s t u n g s f ä h i g k e i t  

würden beide Straßen 400 h laufen können.

Die Kosten wären danach: 
altes W alzw erk 

M M
proportional 8000 t  X 12,00 — 96 000
£ •  °  rv rv  o  A rv A A

A nlagenutzung
3,00
1,56
0,78

24 000 
12 500 

6 250

138 750 

17,34

Anlagezinsen

zusam m en 
je  t  
je t  im M ittel

b) Das neue Walzwerk wird voll 
altes W alzw erk

M M
proportional 2000 t  X 1 2 ,0 0 = 2 4  000 

12,00 24 000

neues W alzw erk
JIM

12 000 t x  10,00 =  120 000 
3,00 36 000
1.74 20 833
1.74 20 833

336 416 

16,82

197 666 

16,48

fix
Anlagenutzung
Anlagezinsen

zusam m en 
je  t
je t  im M ittel 
Vorteil

6,25
3,13

12 500 
6 250

ausgenutzt:
neues W alzw erk

JIM
18 000 t  X  10,00 =  180 000 

2,00 36 000
1.16 20 833
1.16 20 833

66 750 

33,38
324 416

16,22 
JIM  12 000

257 666 

14,32

Der Vorteil unter b liegt lediglich darin, daß für die ver­
legten 6000 t  2,00 M M /t weniger proportionale Kosten auf­
gewendet werden müssen. Alle anderen Glieder sind für diese 
Rechnung ohne Einfluß.

B e isp ie l 3. N e u b a u p la n u n g .
A n n ah m e : Das alte Werk soll durch das neue ersetzt 

werden. Ein Veräußerungswert des alten Werkes ist nicht 
vorhanden. In diesem Falle dürfen Anlagenutzung und An­
lagezinsen des alten Werks nicht in die Rechnung einbezogen 
werden, da die Anlage im Augenblick der Stillegung wertlos 
wird.
a) Erzeugung 12 000 t

Kosten:
altes W erk ueues W erk

M M  JIM
proportional 1 2 0 0 0 x 1 2 ,0 0  =  144000 1 2 0 0 0 x 1 0 ,0 0  =  120000 
h x  2.00 24000 3,00 36000
Anlagenutzung _  1,16 20833
Anlagezinsen __________ —  1,16 20833

14,00 168000 14,32 197 666

Nach dieser Rechnung wäre der Neubauplan nicht wirt­
schaftlich. Es ist aber zu berücksichtigen, daß die Kosten 
nur im ersten Jahr so hoch sind, da die Anlagezinsen von 
Jahr zu Jahr sinken. Grob gerechnet wird daher oft nur der 
halbe Zinsbetrag als Durchschnitt für die ganze Lebensdauer 
eingesetzt. Genauer ist die Rechnung nach der Tilgungs- 
formel, also mit steigenden Abschreibungen, die hier am 
Platz ist.

Ein Kapital von 5 000 000 JIM  wird bei 5 Verzinsung 
in 20 Jahren durch eine Jahreszahlung von 401 213 JIM  
getilgt, das ergibt eine Monatsbelastung mit Abschreibungen 
und Zinsen von 33 435 MM  gegen 41 666 JIM  in obiger 
Rechnung. Aber auch dam it wird der bestehende Unterschied 
gegenüber den Kosten des alten Werks nicht überbrückt.

b) Es wird niemand eine Anlage durch eine leistungs­
fähigere ersetzen, wenn er keine Aussicht hat, die zusätzliche 
Kapazität auch ausnutzen zu können.

Wenn Aufträge in Höhe von 18 000 t  auf die Dauer 
hereingeholt werden können, und die Erzeugung bisher 
wegen der geringeren Leistungsfähigkeit des alten W erkel
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auf 12 000 t  beschränkt werden mußte dann ist die Rech­
nung wie folgt zu berichtigen:

Es soll angenommen werden, daß der Reinerlös abzüglich 
Werkstoffkosten sich auf 18,00 M M /t stellt. Für die zusätz­
lichen 0000 t  sind nur die proportionalen Kosten von
10,00 M M /t aufzuwenden. Es verbleibt ein Ueberschuß von 

6000 x  8,00 M M  =  48 000 MM, 
den man durch die Neuerstellung der Anlage erzielt.

Die Vcrgleichsrcchnung stellt sich dann wie folgt: 
Kosten des neuen Werkes für 12 000 t

MM
proportional 120 000
fix 36 000
Tilgung und Zinsen 33 435

189 435
Kosten der alten Anlage 168 000
Mehrkosten der neuen Anlage 21 435
Mehrgewinn aus zusätzlicher Erzeugung 48 000
Vorteil der neuen Anlage 26 565

Der Vorteil entsteht aber nur bei voller Ausnutzung der 
neuen Anlage.

Der Wendepunkt zwischen Vor- und Nachteil liegt bei 
2i 435
—- —  =  2680 t  Mehrerzeugung, also bei einer Gesamt-

8
erzeugung auf die Dauer von 12 000 t  +  2680 t  =  14 6801.

c) Die Rechnung muß geändert werden, wenn der alten 
Anlage noch ein Veräußerungswert zugemessen werden kann. 
In diesem Falle muß zu den Kosten der alten Anlage ein 
Betrag gerechnet werden, der einer Tilgung und Verzinsung 
dieses Vcräußcrungswcrtcs für den Rest der Lebensdauer 
entspricht:

Angenommen, der Veräußerungswert betrüge 200000 MM. 
Nach der Tilgungsformel würde sich für die restlichen 
zehn Jahre eine Jahresbelastung an Abschreibungen und 
Zinsen von 25 900 M M  oder je Monat 2158 MM  errechnen, 
um die sieh die Kosten der alten Anlage erhöhen würden.

B e isp ie l 4. E rre c h n u n g  des w ir ts c h a f t l ic h e n  W e rte s  
d e r  a l te n  A n lage .

A n n ah m e : Die neue Anlage ist vorhanden. Das Unter­
nehmen will die Erzeugung nach Beispiel 2 hauptsächlich 
auf die neue Anlage legen und die alte als Spitzenwerk betrei­
ben. F ür die alte kann auf die Dauer nur m it einer Monats­
erzeugung von 20001 gerechnet werden. Aus dieser Sachlage 
soll die Folgerung gezogen werden, indem der Anlagcwert 
durch eine Sonderabschreibung herabgesetzt wird. Welchen 
wirtschaftlichen W ert kann man der alten Anlage beimessen? 
Man kann selbstverständlich nicht die Kosten der Neuanlage 
bei Vollbeschäftigung m it den Kosten der Altanlage bei 17 %  
Beschäftigung vergleichen, sondern muß bei beiden Betrieben 
von den Kosten bei Vollbeschäftigung ausgehen.

Diese sind nach Beispiel 1:
altes W erk neues W erk

p r o p o r t i o n a l ................ MM] t 12,00 10,00
f i x ..........................................M M /t  2,00 2,00
A nlagenutzung u n d  Zins M M /t  1,56 2,32

M M /t  15,56 14,32

Um gleiche Kosten zu erhalten, müssen Abschreibungen 
und Zinsen der alten Anlage um 1,24 M M  auf 0,32 MM  ge­
senkt werden.

0,32 x  12 000 =  3840 M M  je Monat oder 46 OSO MM  im 
Jahr. Welches Kapital wird bei 5 %  Verzinsung in zehn 
Jahren mit jährlich 46 080M M  getilgt?

Nach der Rentenformel ergibt sich hierfür ein Kapital von 
35GOOO MM  gegenüber einem Buchwert von 1500000 MM., 
so daß eine einmalige Wertberichtigung zu Lasten Gewinn- 
und Verlust-Konto in Höhe von 1 144 000 M M  vorgenommen 
werden müßte. Die oben errechnetcn 0.32 M M /t würden von 
einem Kapital von 350 000 MM  bei Vollbeschäftigung der 
alten Anlage Zinsen und steigende Abschreibungen darstellcn.

Daß bei 2000 t  Erzeugung außer den sonstigen fixen 
Kosten auch der Kapitaldienst je t  höher ist und daß sich 
insgesamt bei dieser Beschäftigung immer noch wesentlich 
höhere Kosten je t  der alten gegenüber der neuen Anlage 
ergeben, ist selbstverständlich. Die Mehrkosten sind aber in 
diesem Fall auf die Unterbeschäftigung und nicht auf eine 
wirtschaftlich rieh t mehr vertretbare Ueberbewertung der 
Anlage zurückzuführen.

Die Sonderabschreibung ist die Folge von Fehlschätzung 
der Lebensdauer der alten Anlage, die m it 20 Jahren Lebens­
dauer bei ausreichender Beschäftigung angenommen war. 
Dies hat sich aber durch den technischen Fortschritt als 
falsch herausgestellt.

Z u sa m m e n fa s su n g .

Es ist zunächst der Wesensinhalt der Abschreibungen 
und Zinsen in den Grundzügen dargestellt worden. Damit 
soll der Gedanke gefördert werden, daß zur Leistungs- 
erstcllung nicht allein Roh- und Hilfsstoffe sowie Arbeits­
kräfte dienen, sondern daß auch die Dauergüter, deren 
wichtigste die Anlagen sind, der Abnutzung unterliegen 
und daher unter den Begriff der Kosten fallen.

Ebenso wurde die Kostennatur der Zinsen heraus­
gestellt. Da das in den Unternehmungen investierte Kapital 
nur in begrenztem Umfange zur Verfügung steht, ist für 
die Nutzung des Kapitals ein Preis, der Zins, zu zahlen. 
Muß für die betriebliche Kapitalnutzung jedoch ein Preis 
gezahlt werden, dann kann kein Zweifel daran bestehen, 
daß der sich daraus ergebende Aufwand als Kostenbestand­
teil anzusprechen ist, gleichgültig ob es sich um Eigen- oder 
Fremdkapital handelt.

Da die Verbrauchsgüter im landläufigen Sinne in allen 
Fällen durch Wiegen, Zählen usw. meßbar sind, tr i t t  bei 
ihrer Verrechnung in den Selbstkosten nur die Frage der 
Bewertung auf, während bei der Verrechnung von Anlage- 
und Kapitalnutzung außerdem die mengenmäßige Ver­
brauchserfassung erhebliche Schwierigkeiten verursacht, da 
der Anlageverschleiß schrittweise erfolgt und meistens nicht 
meßbar ist. Aus diesem Grande sind die verschiedenen 
Möglichkeiten der mengenmäßigen Verbrauchserfassung 
von Anlagenutzungen eingehend behandelt worden.

Bei der Besprechung der wertmäßigen Erfassung der 
Anlagenutzungen wird besonders darauf hingewiesen, daß 
die Kostenrechnung gegenwartsnah sein muß, und daher 
die Notwendigkeit besteht, bei grundlegenden Wertver- 
änderangen auch die in den Selbstkosten zu verrechnenden 
Kosten für die Nutzung der Anlagen entsprechend zu be­
richtigen. Im Zusammenhang mit den Kosten der Anlage­
nutzung werden auch die Instandhaltungskosten behandelt.

Nachdem das Untemehmungskapital, seine Arten und 
Bedeutung besprochen worden sind, werden Ausführungen 
über das Wesen des Zinses gemacht und besondere Hinweise 
gegeben, wodurch die Zinslasten verursacht werden. Ferner 
wird die Verrechnung von Tilgung und Zinsen für Kapital­
investitionen im Zusammenhang betrachtet.

Im letzten Teil werden vier praktische Beispiele für die 
Durchführung von Berechnungen über Anlage- und K apital­
nutzung gegeben.
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An den Vortrag schloß sieh folgende A u s sp ra c h e  an.
Vorsitzer E. G o b b e rs , Düsseldorf: Herr Kreis kennzeichnet 

sehr richtig den Begriff der Abschreibung als W ert der A n la g e ­
n u tz u n g . Die Beanspruchung der Anlagen infolge der Erzeugung 
wird durch den Verzehr der Anlagen zu Kosten. Daher besteht 
auch grundsätzlich kein begrifflicher Unterschied zwischen der 
Anlage- und Vorratsrechnung. Wesentlich ist dabei die Erkennt­
nis, daß der mengenmäßige Verbrauch an Anlagegütern sowohl 
von der Ausnutzung als auch von der wirtschaftlichen Lebens­
dauer abhängig ist. Demnach sind die zu verrechnenden Anlage­
nutzungsbeträge sowohl mengen- als auch zeitabhängig.

Gerade beute ist es in bezug auf die P r e is b i ld u n g  wichtig, 
eine lückenlose Kostenrechnung zu führen; ein wesentliches Glied 
in unserer Kostenrechnung bildet eben die Anlagenutzung. 
Wesentlich ist auch die Feststellung des Herrn Kreis: „Solange 
eine Anlage noch Nutzungen hergibt, die einen W ert haben, muß 
dieser W ert auch in den Kosten verrechnet werden.“ Hiernach 
zu handeln, möchte ich allen unseren Unternehmungen dringend 
empfehlen, um eine richtige Kostenrechnung und damit gerechte 
Preisbildung zu erzielen.

Eng angelehnt an die Frage der Anlagenutzung ist die des 
Z in ses  als Preis für die Ueberlassung von Kapitalnutzungen. 
Wichtig ist, wie Herr Kreis klar hervorhebt, daß für den Betrieb, 
der Kapitalgüter zum Zwecke der Herstellung von Erzeugnissen 
verbraucht, der Zins K o s te n b e s t a n d te i l  ist. Es ist dabei 
gleichgültig, ob für bestimmte Kapitalgüter Zinsen gezahlt werden 
oder nicht. Die Höhe der Zinsen ist vom Vorrat der noch nicht 
verbrauchten Anlagennutzung abhängig; Abschreibungen und 
Zinsen für Anlagengüter beeinflussen sich daher wechselseitig.

J . E ß e r 2), Duisburg: Die unbedingte Einhaltung des G r u n d ­
s a tz e s  d e r  n u r  e in m a lig e n  A b s c h re ib u n g , wie ihn die 
LSÖ vertreten, müßte gerade vom Standpunkt der Preisbildung 
aus folgendem Grunde abgelehnt werden: Das Entgelt für die 
Anlagenutzung muß zur Errechnung eines gerechten Preises 
gleichmäßig eingesetzt werden; es darf aber nicht deswegen außer 
Ansatz bleiben, weil rein zufällig aus irgendwelchen Gründen der 
Anschaffungswert abgeschrieben ist, also die Erreichung des 
Nullpunktes nicht mit dem tatsächlichen Ausfallen des Gegen­
standes aus dem Betriebe zusammenfällt. Auch 0 . Heß erkennt 
in seinem Kommentar3) grundsätzlich die Richtigkeit dieser E in­
stellung an.

Es bedeutet eine große Erschwerung, wenn jede über die 
technische Abnutzung durch Gebrauch und Zeit hinausgehende 
sogenannte wirtschaftliche Abschreibung als S o n d e r a b s c h r e i ­
b u n g  der Genehmigung des Preiskommissars bedarf.

Daß der Z in s a ls  K o s te n  und nicht als kalkulatorischer 
Gewinn anzusehen ist, darüber herrscht in der Betriebswirtschafts­
lehre heute kein Zweifel mehr. Da von der Behörde der Zins als 
anrechnungsfähig anerkannt worden ist, stört der kleine oder 
größere Schönheitsfehler, daß der kalkulatorische Zins als Teil 
eines kalkulatorischen Gewinns eingesetzt werden muß, in der 
Auswirkung nicht, weil wir ja  letzten Endes den Preis einschließ­
lich des Zinses bekommen. Es handelt sich also dabei für die 
Preisbildungsvorschriften mehr um eine Verfahrensart, da Zinsen 
sowohl für das Fremd- als auch für das Eigenkapital anerkannt 
und abgegolten werden, wenn auch in einem besonderen, nicht als 
Kosten bezeichneten Zuschlag.

H. D in k e lb a c h , Düsseldorf: Herr Kreis ha t in seiner Aus­
führung über das Wesen der Abschreibungen und Zinsen gezeigt, 
daß es sich bei diesen Begriffen um den V e rb ra u c h  v o n  g e ­
w issen  W ir t s c h a f t s g ü te r n  handelt. Als Verbrauch ist hier 
anzusehen der verringerte Anlageteilwert und die Kapitalnutzung. 
Deshalb sind Abschreibungen und Zinsen eindeutige Kosten. Ihre 
Behandlung in der Kostenrechnung ergibt sich aus den allgemeinen 
Kostenregeln.

Nun spielen aber Abschreibungen und Zinsen nicht nur in der 
K o s te n re c h n u n g  eine Rolle, sondern auch in der Bilanz und 
in der damit verbundenen Gewinn- und Verlustrechnung. Bei 
der Bilanz muß man wieder unterscheiden nach den aktienrecht­
lichen und nach den steuerrechtlichen Bestimmungen. Es besteht 
häufig die Meinung, daß die Abschreibungen für die Kosten­
rechnung, für die aktienrechtliche Bilanz und für die steuerrecht­
liche Bilanz verschieden wären.

2) Der vorgesehene Bericht von Dr. J . E ß e r  über Anlage­
bewertung, Abschreibungen und Zinsen im Handelsrecht, Steuer­
recht, in den Kostenrechnungsgrundsätzen und Preisbildungs­
vorschriften wird zurückgestellt und als selbständiger Vortrag 
auf die nächste Sitzung verlegt (siehe Arch. Eisenhüttenw. dem­
nächst).

3) H e ß , O., und F. Z e id le r :  Kommentar der RPÖ und LSÖ
und weitere Erlasse. Hamburg 1939.

Wenn eine Anlage neu beschafft wird, dann wird ihre 
dauer geschätzt. An und für sich m üßte diese Lebens a - 
Schätzung gleich ausfallen sowohl für die Kostenrechnung 
auch für die aktienrechtliche Bilanz und für die Steuerbilan . 
Eine Begründung für eine unterschiedliche Schätzung der Lebens­
dauer nach den drei vorgenannten Gesichtspunkten gibt es im 
allgemeinen nicht. Die Höhe der Abschreibung muß sich dann 
in jedem Falle nach den von H errn Kreis vorgetragenen G rund­
sätzen bestimmen lassen. Soweit das Grundsätzliche

Praktisch ergeben sich jedoch eine Reihe unterschiedlicher 
Auswirkungen. Hierfür einige Beispiele:

In  der handelsrechtlichen Bilanz und in der Steuerbilanz kann 
man nie mehr abschreiben als den Betrag des Anschaffungswertes. 
Für die K o s te n r e c h n u n g  ist m an hieran n icht gebunden. Die 
Kostenrechnung soll gegenwartsnah sein. Fehler der Vergangen­
heit, z. B. durch eine falsche Schätzung der Lebensdauer, soll 
man nicht dadurch ausgleichen, daß man für die Zukunft höhere 
oder niedrigere Abschreibungen einsetzt. Diese künftigen Abschrei­
bungen wären dann nicht gegenwartsnah. Bei einer richtigen 
Kostenermittlung muß man gemachte Fehler hinnehm en, darf 
sie aber nicht durch neue Fehler zu beseitigen suchen. F ü r die 
a k t i e n r e c h t l i c h e  B ila n z  ist dies anders. Da die Abschrei­
bungen nur insgesamt den Anschaffungswert erreichen können, 
werden zu niedrige Abschreibungen in der Vergangenheit durch 
höhere Abschreibungen in der Z ukunft und um gekehrt ausge­
glichen. Dasselbe ist der Fall bei der S te u e r b i l a n z .

W urden in der Vergangenheit zu hohe Abschreibungen ein­
gesetzt, so ergab sich hieraus die Bildung „stiller Reserven“ . 
Aktienrechtlich und steuerrechtlich wird diese „stille Reserve“ 
in der Zukunft mehr oder weniger schnell dadurch ausgeglichen, 
daß die Abschreibungen begrenzt sind in Höhe des Anschaffungs­
wertes. Vom Standpunkt der K osten aus würde es falsch sein, 
in der Vergangenheit gebildete stille Reserven durch zu niedrige 
Abschreibungen in der Zukunft aufzuzehren. In  der K osten­
rechnung soll man, wie wiederholt bem erkt, gegenwartsnah und 
klar rechnen. Es besteht hier keinerlei Veranlassung, stille 
Reserven zu verschenken. Um gekehrt wird sich der Abnehmer 
dafür bedanken, daß er zu niedrige Abschreibungen der Ver­
gangenheit nachbezahlen soll; außerdem  würde jeder Betriebs­
und Zeitvergleich gestört werden.

Vielfach versucht man, die in der aktienrechtlichen Bilanz 
aufgestellten Sätze für Abschreibungen auch in der steuerrecht­
lichen Bilanz zu benutzen. Die steuerrechtliche B earbeitung durch 
die Finanzäm ter führt aber oft zu einer Aenderung, und damit 
ergibt sich eine weitere Abweichung.

Bekannt sind ferner die Auswirkungen, die aus der Abschrei­
bung kurzlebiger W irtschaftsgüter herrühren. Diese verlangt 
ausdrücklich ein übereinstimmendes Vorgehen zwischen aktien­
rechtlicher und steuerrechtlicher Bilanz. Diese Uebereinstimmung 
konnte aber in der Kostenrechnung nicht m itgem acht werden; 
infolgedessen ergaben sich hieraus ganz zwangsläufig Abwei­
chungen.

W ährend die Berechnungen der Abschreibungen in K osten­
rechnung, aktienrechtlicher und steuerrechtlicher Bilanz theore­
tisch weitgehend übereinstimmen könnten, ist das bei den Z in se n  
nicht möglich. In  der aktienrechtlichen und  steuerrechtlichen 
Bilanz sind Zinsen Aufwand oder E rtrag , die sich in  der Gewinn- 
und Verlustrechnung auswirken. Als einzige Ausnahme besteht 
die Möglichkeit, sogenannte Bauzinsen zu aktivieren.

Bei der Kostenrechnung ist dies anders. Die tatsächlichen 
Zinsen für das Frem dkapital oder die vereinnahm ten Zinsen für 
vorhandene Bankguthaben bleiben für die Kostenrechnung in 
der Industrie ohne Auswirkung. Die Zinsen fü r die K osten­
rechnung müssen hier abgestellt werden auf das K apital, das dem 
Betrieb dient. Die zufällige Finanzierung des Betriebes durch 

igen api tal oder Frem dkapital darf sich in der Kostenrechnung 
nicht auswirken. W ürde man die tatsächlich gezahlten oder ver­
einnahmten Zinsen in die Kostenrechnung einsetzen, so würde 
man jeden Betriebsvergleich stören. Die K ostenrechnung stellt 
sich deshalb ab auf die sogenannten kalkulatorischen Zinsen.

C.-E. S c h u lz ,  Döhlen: Meine Ausführungen zum Thema 
„Anlagenutzung und Zins in der Kostenrechnung, un ter Be­
achtung der amtlichen Kostenrechnungsgrundsätze’ und Preis- 
bildungsVorschriften1 ‘ erscheinen als besonderer Bericht des 
Ausschusses für Betriebswirtschaft4).

K. R u m m e l, Düsseldorf: Der Vortrag des Herrn Kreis eab 
eine wissenschaftlich unangreifbare Zusammenstellung von 
Grundsätzen. W enn sich die amtlichen Grundsätze der K osten­
rechnung und die LSÖ stellenweise m it den von Herrn I ' • f 
gestellten Thesen nicht decken, so liegt das an besonderen Schwh-

4) Arch. Eisenhüttenw. 13 (1939/40) H eft 7 / r . • , 
Aussch. 162). (Betnebsw.-
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rigkeiten, denen sich die Verfasser der amtlichen Regeln geaen- 
übersahen. So ist nach Kreis die wirtschaftliche Abschreibung, 
d. h. die Veralterungsabschreibung unentbehrlicher Kosten­
bestandteil. Bei der Vorkalkulation aber darf nach den amtlichen 
Vorschriften im Regelfall nur die verbrauchsbedingte Abschrei­
bung eingesetzt werden. Die Begründung ergibt sich dadurch, 
daß sich die verbrauchsbedingte Abnutzung einigermaßen schätzen 
läßt, die Veralterungsabschreibung meist unübersehbaren Zu­
fällen der künftigen Entwicklung ausgesetzt ist. Will man die 
Schätzung der letzteren nicht der W illkür des Kostenrechners 
überlassen, so bleibt nur übrig, die allgemeine Einrechnung in die 
Vorkalkulation zu verbieten, und zwar trotz aller besseren wissen­
schaftlichen Erkenntnis.

W elch e  A u sw eg e  b ie te n  s ic h  n u n  a u s  d ie s e r  S c h w ie ­
r ig k e i t  ? Is t die geschätzte Ueberalterungsdauer länger als die 
geschätzte Abnutzungsdauer, so braucht sich die Vorrechnung 
um die Ueberalterungsabschreibung nicht zu kümmern. Wenn 
jedoch die Dinge um gekehrt liegen, so ist immer noch der Fall 
möglich, daß m an die Ueberalterungsdauer mit einiger Sicherheit 
schätzen kann, z. B. wenn eine Maschine nur für einen bestimmten 
begrenzten Auftrag beschafft wird. Die Maschine muß dann 
auf den Auftrag abgeschrieben werden ebensogut wie ein Gesenk 
oder ein Gußmodell.

Bleibt die Schätzung unsicher, so muß in jedem Einzelfall 
eine Genehmigung des Preiskommissars eingeholt werden. Da 
nach den Leitsätzen nur die Abnutzung derjenigen Maschinen 
eingesetzt werden darf, die von dem Auftrag durchlaufen werden, 
müssen die anderen Maschinen, soweit sie der Ueberalterung aus­
gesetzt werden, über eine übergeordnete allgemeine Kostenstelle 
verrechnet werden. (Es handelt sich hier um die Grundfrage der 
Verrechnung der Bereitschaftskosten.)

Ueber alle diese Möglichkeiten hinaus bleibt noch die wissen­
schaftlich nicht sehr schöne, aber praktisch durchaus gangbare 
Verrechnung der Ueberalterungskosten im Wagniszuschlag en t­
weder in Form eines besonderen Wagnisses oder in der des allge­
meinen Unternehmungswagnisses. Nur muß dann im Einzelfall 
von den die K alkulation prüfenden Organen ein genügend großer 
Wagniszuschlag zugebilligt werden. Von den Verfassern der LSÖ 
wird dies wohl als selbstverständlich betrachtet. Es geht aber 
nicht an, daß irgendeine einzelne untergeordnete Stelle etwa dem 
Standpunkt Raum  gibt: „W enn du dich zu deinen Ungunsten 
verkalkuliert hast, so m ußt du den ganzen Schaden tragen; wpnn 
du dich aber zu deinen Gunsten verkalkuliert hast, streichen wir 
dir den dadurch entstandenen N utzen.“ Alles Kalkulieren ist und 
bleibt auf Schätzungen angewiesen, die die Zukunftsverhältnisse 
niemals ganz genau treffen werden, sondern um  sie herum3treuen 
sowohl nach der positiven als auch nach der negativen Seite. Was 
aber für die negative Seite des Schadens recht ist, muß für die 
positive des Nutzens billig sein. Hierin liegt ein K ernpunkt der 
praktischen Handhabung aller Preiskalkulationsvorschriften und 
auch der Steuerprüfung.

J . S c h r ö d e r ,  Essen: Ich stimme den Ausführungen des Herrn 
Kreis weitgehend zu, muß jedoch darauf hinweisen, daß das Bild 4 
nur die eine H älfte des Problems darstellt, nämlich den Fall, daß 
die Nutzungsdauer einer Maschine kürzer als geschätzt ist. Es 
fehlt der um gekehrte Fall. Hierbei m üßte m an die Anlage in dem 
Augenblick, in dem m an die längere Nutzungsdauer erkennt, auf­
werten und diesen aufgewerteten Betrag nochmals abschreiben. 
Dieses Verfahren wäre theoretisch richtig; es wird jedoch von den 
amtlichen Stellen bei der Preiserm ittlung für öffentliche Aufträge 
niemals anerkannt werden. Nicht m it Unrecht werden diese 
sagen, daß zu hohe Abschreibungen früherer Jahre  je tz t nicht 
zum Anlaß genommen werden dürfen, um die zu viel abgeschrie­
benen Beträge nochmals abzuschreiben. Denn auf diese Weise 
würde der Unternehm er die Abschreibungen zweimal erhalten. 
Wenn wir auf zu lang geschätzte Lebensdauer Verluste ausbuchen, 
ist es unsere Sache. Das Verfahren ist für die Praxis aber nur 
tragbar, wenn m an es in beiden Fällen anwenden könnte, um Ver­
luste durch Gewinne auszugleichen.

Bei der Frage „ A n s c h a f f  u n g s -  o d e r  T a g e s p r e is “ soll man 
sich für den Tagespreis entscheiden. Hierbei ergeben sich jedoch 
erhebliche praktische Schwierigkeiten. Bei 50 000 bis 100 000 
Anlagekarten wird es unmöglich, jedes Jah r den Tageswert einer 
jeden Maschine zu erm itteln. Aus diesen Gründen bleibt uns nichts 
anderes übrig, als vom Anschaffungswert auszugehen.

Eine A k t iv ie r u n g  v o n  A u fw e n d u n g e n  f ü r  d ie  I n ­
s ta n d h a l tu n g  ist nach meiner Ansicht meist falsch und nur in 
wenigen Fällen berechtigt. Denn es gibt zwei Arten von W ert­
minderungen. Die eine, die nicht wieder gutzumachen ist, wird 
durch die Abschreibungen gedeckt. Die darüber hinausgehende 
Wertminderung ist durch die Instandhaltung zu beseitigen. Durch 
die laufende Instandhaltung wird erst die normale Lebensdauer

einer Maschine ermöglicht. Gäbe es keine Instandsetzungen, so 
würden die Lebenszeiten der Maschinen wesentlich kürzer sein, 
als sie auf Grund der normalen Abschreibungen geschätzt werden. 
Die wahre W ertminderung liegt daher unter der durch die Ab­
schreibungen gedeckten W ertminderung. Der Unterschied zwi­
schen der vollen W ertminderung und der durch Abschreibungen 
gedeckten wird durch die Instandhaltung jeweils wieder aus­
geglichen. Nach der vorgenommenen Ueberholung h a t eine 
Maschine erst den durch die Abschreibung erzielten kalkulatori­
schen Restwert wieder erreicht. Zu einer Aufwertung ist daher 
kein Raum, es sei denn, daß bei der Instandsetzung gleichzeitig 
eine Leistungssteigerung oder dergleichen erfolgt ist, so daß der 
W ert der Maschine durch diese Ausweitung über dem kalkulatori­
schen Rsstw ert liegt. Das aber dürfte nur selten der Fall sein. 
Die Quoten für Instandhaltungen müssen so einkalkuliert werden, 
daß bei der Vornahme der Instandsetzung die volle Deckung 
bereits vorhanden ist. Die Kosten der Instandsetzung müssen 
also in den Jahren  einkalkuliert werden, in denen sie allmählich 
erforderlich werden. Falsch ist es, die K osten einer In stand­
setzung auf die Jahre nach ihrer Durchführung zu verteilen.

Zwischen der n a c h  LSÖ  e r m i t t e l t e n  A b s c h re ib u n g  
und den nach unserer Ansicht richtigen, d. h. höheren Abschrei­
bungssätzen wird in vielen Fällen ein erheblicher Unterschied 
auftreten. Die LSÖ kennen nur die Abschreibung bis auf den 
Erinnerungswert von 1 JIM . Sie kennen dagegen keine Abschrei­
bung über diese Zeit hinaus. Durch die Notwendigkeit, verschie­
dene Abschreibungen bei den verschiedenen Selbstkostenrech­
nungen einzukalkulieren, entstehen erhebliche Schwierigkeiten. 
W ir können sie nur dadurch lösen, daß wir beide Beträge erm it­
teln und den Betrieben zunächst die LSÖ-Abschreibungen und 
darüber hinaus den Unterschied zwischen diesen und den vollen 
Abschreibungen belasten. So erm itteln wir für die Kalkulation 
für jede Kostenstelle zwei Zuschläge. Das macht zwar erhebliche 
Schwierigkeiten bei der Kalkulation, gibt aber die Möglichkeit, 
beide Abschreibungsarten bei der Kalkulation zu erfassen.

Die Frage, ob Z in s e n  G e w in n e  o d e r  U n k o s te n  sind, 
ist für uns entschieden. Wenn auch die LSÖ vorschreiben, daß 
die Zinsen Bestandteile des Nutzenzuschlages sind, so erlaubt 
Heß doch, daß sie auch in die Unkosten eingerechnet werden. 
W ir haben uns daher für diesen Weg entschieden, den wir für den 
einzig richtigen halten.

Da der W agniszusch lag  nur auf das betriebsnotwendige 
K apital vergütet wird, ist die Höhe der Abschreibungen von en t­
scheidendem Einfluß auf den Erlös aus dem Wagniszuschlag. Das 
erklärt sich daraus, daß Zinsen und Wagnis auf den gleichen Be­
trag  vergütet werden, obwohl das Wagnis von ganz anderem als 
vom kalkulatorischen Restwert der Anlagen abhängig ist. Wo 
nach LSÖ keine Zinsen vergütet werden, gibt es auch keinen 
Wagniszuschlag. Ich  halte diese Lösung nicht für richtig; denn 
es ist für das Wagnis eines Unternehmens vollständig gleich­
gültig, ob es im fünften oder achten Jah r erzeugt. Bei gleicher 
Wagnisspanne erhält man jedoch im fünften Ja h r  einen größeren 
Erlös als im achten, weil im achten die Restwerte schon weiter 
abgeschrieben sind. Das ist ein weiterer Grund, den Abschrei­
bungsprozentsatz möglichst richtig zu erfassen. W ird er zu hoch 
angesetzt, so verliert ein Unternehmen im Preis seiner Erzeugnisse 
den Wagniszuschlag auf die zu viel vorgenommenen Abschrei­
bungen.

W. G re n z , Düsseldorf: In  diesem Zusammenhänge sei noch­
mals die unterschiedliche Behandlung der Abschreibungsprin­
zipien durch die Grundsätze der Kostenrechnung und die LSÖ 
kurz berührt. Die LSÖ und die Grundsätze der Kostenrechnung 
erkennen lediglich den rein mengenmäßigen stofflichen Verbrauch 
der Anlagegüter durch die Beanspruchung als Kosten an. Säm t­
liche übrigen W ertminderungen, die größtenteils durch außer­
betriebliche Umstände bedingt sind (z. B. Verlagerungen sowohl 
auf der Rohstoff- als auch auf der Absatzseite, der technische 
Fortschritt und nicht zuletzt auch die Möglichkeit der W ieder­
beschaffung), sind dagegen als neutraler Aufwand über Gewinn- 
und Verlustrechnung auszubuchen.

W enn W ertminderungen, die durch diese Einflüsse verur­
sacht worden sind, in vielen Fällen nicht als Kosten berücksichtigt 
werden konnten, so lag dies zum größten Teil an der Schwierigkeit 
der eindeutigen Bewertung und Zumeßbarkeit auf die einzelnen 
Anlagegegenstände. Der materielle und immaterielle Verzehr von 
Anlagegütern findet aber in dem periodischen Erneuerungsbedarf 
des Betriebes seinen Niederschlag. Es erscheint daher als ange­
bracht, die kalkulatorischen Abschreibungen auf den Erneue­
rungsbedarf der Werke abzustellen.

J .  S c h rö d e r ,  Essen: Nach diesem Verfahren ist eine scharfe 
Trennung zwischen Erneuerung und Erweiterung nicht möglich; 
Erweiterungen dürfen auf keinen Fall aus Abschreibungen finan­
ziert werden.
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W. G re n z , Düsseldorf: Zwischen Ersatzbeschaffung und 
Erweiterung läßt sich überhaupt keine klare Grenze ziehen. Der 
Ersatz von langlebigen Anlagegegenständen wird in der Regel 
insofern eine Erweiterung darstellen, als die neue Anlage nach den 
letzten technischen Errungenschaften gebaut und meist auch mit 
einer weitaus größeren Leistungsfähigkeit ausgestattet sein wird.

Vorsitzer E. G o b b e rs , Düsseldorf: Neuanlagen und ver- 
rechnete Anlagenutzung sind möglichst auf der gleichen Höhe 
zu halten, dam it das Anlagevermögen erhalten bleibt. Die Ueber- 
brückung der Bewertungsunterschiede durch die unterschiedliche 
Behandlung der Abschreibungen in der Kalkulation, der aktien­
rechtlichen und der Steuerbilanz ist schwierig. Hierzu wird J . Eßer2) 
in der nächsten Sitzung eingehend berichten. W ährend in der 
Handelsbilanz die Abschreibungen m itunter nach dem Ertrag 
bemessen werden, sieht die Steuerbilanz konstante Normalsätze 
vor, die wiederum mit der Kostenrechnung nichts gemein haben. 
Die Schwierigkeiten dürfen uns jedoch nicht abhalten, in unsere 
Kostenrechnung die richtigen Anlagewertminderungen, wie sie 
sich durch die betriebliche Nutzung ergeben, einzusetzen, um eine 
einwandfreie Grundlage für die Preiskalkulation zu erhalten.

H. K re is ,  Düsseldorf: Die Aussprache hat gezeigt, daß sich 
die Anschauungen über die Behandlung der Anlagenutzungskosten 
und der Zinsen in der Kostenrechnung der Eisenindustrie in 
diesem Kreise weitgehend decken.

Wenn ich in Bild 4 nur den Vorgang der kürzeren Nutzungs­
dauer einer Anlage gegenüber der geschätzten dargestellt habe 
und darauf verzichtete, auch den Vorgang einer längeren als der 
geschätzten Lebensdauer aufzuzeichnen, so ist das keineswegs 
deshalb geschehen, weil sich dieser Vorgang nicht in den Ge­
dankengang meiner Ausführungen einordnen ließe. Sofern 
Schätzungsfehler vorgekommen sind — und das wird immer wie­
der geschehen —, müssen sie berichtigt werden, und zwar gleich­
gültig, ob sich durch diese Berichtigung höhere oder geringere 
Kosten für die Anlagenutzung ergeben. Es ist selbstverständlich, 
daß in Fällen, in denen es sich nur um e in e n  Auftraggeber han­

delt, dieser den Erzeugern die K osten der Anlagenutzung 
einmal im Preis rückvergütet und autom atisch dann eine r t  
Senkung eintreten muß, wenn infolge Schätzungsfehler dre Anlage 
mehr Leistungen hergibt, als zunächst angenommen wurde. Die 
dadurch hervorgerufene Preissenkung wird allerdings nur fü r den 
Auftraggeber wirksam, der die gesamten K osten der Anlage­
nutzung bereits getragen hat. Sollte die Anlage jedoch spater 
noch für andere Auftraggeber arbeiten, so sind diesen bei der 
Preiskalkulation der Erzeugnisse auch die berichtigten Anlage­
nutzungskosten in Anrechnung zu bringen, und zwar ohne R ück­
sicht darauf, inwieweit die Anlagen buchmäßig bereits abge­
schrieben sind.

Den Zusammenhang zwischen Anlagenutzung und Instand- 
haltungs- und Instandsetzungskosten habe ich eingehend behan­
delt. Der Verschleiß aller bei der Erzeugung in Anspruch genom­
menen Anlagegegenstände setzt sofort bei der Inbetriebnahm e ein 
und muß, soweit das praktisch eben durchführbar ist, auch mit 
Beginn der Inbetriebnahm e in der Kostenrechnung seinen Nieder­
schlag finden. W ird ein Stahlwerks- oder W alzwerksofen in 
Betrieb genommen, so beginnt auch m it dem ersten W erkstoff- 
durchsatz der Verschleiß, z. B. an feuerfesten Stoffen, während 
der Aufwand für die Neuzustellung, der als Instandhaltungs- und 
Instandsetzungskosten erscheint, erst viel später a u ftr itt. Um 
eine wirklichkeitsnahe Kostenrechnung zu bekommen, ist es daher 
notwendig, den fortgesetzten Verschleiß durch entsprechende 
R aten in den Selbstkosten zu verrechnen, diese Beträge auf 
Passivtilgungskonton zurückzustellen und  den stoßweise anfallen­
den Aufwand zu Lasten dieser Tilgungskonten zu verrechnen.

Ich habe bei der Behandlung der Instandhaltungs- und  In ­
standsetzungskosten darauf hingewiesen, daß die Tatsache der 
steigenden Instandsetzungen m it zunehmendem A lter der Anlagen 
die Verrechnung gleichmäßiger Nutzungsbewertung rechtfertigt 
und einen Ausgleich für die von Ja h r  zu Ja h r  geringere Zins­
belastung als Folge der Minderung der Anlagewerte durch die 
verrechneten Abschreibungen bildet.

Die Reduktion von Titansäure mit festem K ohlenstoff 
und kohlenstoffhaltigem Eisen.

Von W a lte r  B a u k lo h  und R o b e r t  D ü rre r  in Berlin.

[Mitteilung aus dem Eisenhüttenmännischen In s titu t der Technischen Hochschule Berlin.]

(.Allgemeines und Schrifttum,. Reduktion von Titansäure und Titansäure-Eisen-Gemischen mit Graphit im  Vakuum.
Reduktion von Titansäure mit Roheisen. )

Die Erdkruste birgt gewaltige Mengen eisenreicher 
titansäurehaltiger Mineralien, deren Verhüttung 

aber noch beträchtliche Schwierigkeiten mit sich bringt. 
Wenn auch der Welt für längere Zeit noch genügende 
Mengen üblicher Eisenerze zur Verfügung stehen, so wäre 
doch für manche Gebiete die Verhüttung derartiger Minera­
lien von großer Bedeutung. Für die weitere Zukunft wird 
sie auch allgemeine Beachtung finden. Es lohnt sich des­
halb, sich mit dieser Frage zu beschäftigen.

Früher bestand die Auffassung, daß die Titansäurc 
die Schlacke zähflüssig mache und dadurch die Verhüttung 
erschwere. Beobachtungen im Betriehe und im Laborato­
rium haben gezeigt, daß diese Auffassung — jedenfalls in 
dieser allgemeinen Form — nicht zutrifft1). E. H o u d re - 
m o n t2) begründet die Schwierigkeiten mit der Bildung von 
Titankarbid. Zur weiteren Klärung der Frage der Verhüt­
tung titanhaltiger Eisenmineralicn schien es zweckmäßig, 
zunächst die Reduktion der Titansäure zu erforschen. Ein 
Teilergebnis in dieser Richtung wird nachstehend mitgeteilt.

Es liegen im S c h r if t tu m  bereits mehrere Arbeiten vor, 
die sich mit der R e d u z ie rb a rk e it  der T ita n sä u re  
beschäftigen. Sie führten durchweg zu dem Ergebnis,

0  Eine ausführliche Behandlung dieser Fragen gibt
R. D ü r re r :  Die Metallurgie des Eisens. Verlag Chemie, 2. Auf­
lage (demnächst). Vgl. auch die Untersuchungen von K E n d e il  
und G. B r in k m a n n  [Stahl u. Eisen 59 (1939) S 1319/211 die
f n l  ^ ™ ef rigUr!S der Zällii?keit durch Titansäure (bis ¡tw a 17 % T i0 2) ergaben.

' 2) Stahl u. Eisen 58 (1938) S. 1194.

daß die Reduktion der Titansäure zu metallischem Titan 
oder zu Titankarbid nur bei verhältnismäßig hohen Tempe­
raturen erfolgen kann. Das ist verständlich, wenn man 
berücksichtigt, daß die Bildungswärme der Titansäure 
etwa 220 000 kcal/kg beträgt. So stellte E. J u n k e r 3) fest, 
daß die tiefste Temperatur, bei der Titansäure mit Kohlen­
stoff reagiert, bei etwa 870° liegt. Bis zu 1600° konnte 
Titansäurc mit Kohlenstoff lediglich zu einem niederen 
Oxyd reduziert werden, ohne daß eine wesentliche Karbid­
bildung zu beobachten war. Selbst flüssige Titansäure 
reagierte bis zu Temperaturen von 1900° mit Kohlenstoff 
nicht bis zur Bildung metallischen Titans. Die gleichen 
Reduktionsschwierigkeiten ergaben sich bei der Reduktion 
mit Kohlenoxyd und Wasserstoff. O. R u f f 4) fand bei 
1000° nach cinstündigcm Glühen im Kohlcnofcn eine ober- 
lächliche Reduktion und bei 1450° eine Reduktion zu einem 

niederen Oxyd von der Formel 2 Ti,,03 • 3 T i0 2. E. F r ie d ­
rich  und L. S i t t i g 6) erhitzten Titansäure m it Kohlenstoff 
im Masserstoffstrom, ohne eine Reduktion zu metallischem 
Titan beobachten zu können; sie nehmen an, daß bei hohen 
Temperaturen eine Umsetzung zu Titankarbid zu er­
warten ist.

Will man die Umsetzungen zwischen Titansäurc und 
Kohlenstoff fördern, so gibt cs, wie das bereits W. B a u k lo h  
und 0 . Z ie b e i l 6) am Beispiel der Reduktion von Mangan-

3) Z. anorg. allg. Chem. 228 (1936) S. 97/111
*) Z. anorg. allg. Chem. 82 (1913) S. 373/400
6) Z. anorg. allg. Chem. 145 (1925) S. 127/40
6) Z. anorg. allg. Chem. 233 (1937) S. 424/2s!
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oxyd m it festem Kohlenstoff erörterten, vor allem zwei 
Maßnahmen:
1. Wegführen der entstehenden Reduktionsgase durch 

Reduktion im Vakuum oder
2. Lösen des entstehenden festen Reaktionserzeugnisses 

(des metallischen Titans oder Titankarbids) in einem 
geeigneten Lösungsmittel, z. B. Eisen.

Diese reaktionsfördemden Maßnahmen wurden auch im 
vorhegenden Falle angewendet.

Bild 1 und 2. Sauerstoffabbau von Titansäure m it Graphit 
ohne und in Gegenwart von metallischem Eisen.

Bei der ersten Versuchsreihe wurden T ita n s ä u re -  
G ra p h it-G e m isc h e  u n d  T i ta n s ä u re - E is e n -G r a p h i t -  
G em ische im  V ak u u m  e r h i tz t .  Die Versuchseinrich­
tung war im wesentlichen dieselbe, wie sie von Baukloh 
und Ziebeil für die Reduktion der Manganoxyde m it festem 
Kohlenstoff verwendet wurde. Der jeweilige Sauerstoff­
abbau wurde durch die Untersuchung der hinter der Vakuum­
pumpe abgefangenen Reduktionsgase ermittelt.

Die Ergebnisse sind in den Bildern 1 und 2 wiedergegeben.

Wie man aus Bild 1 erkennt, ist der Sauerstoffabbau 
der Titansäure m it Graphit auch im Vakuum bis 1200° 
nur sehr gering. Es handelt sich dabei lediglich um eine 
oberflächliche Reduktion, die noch nicht zur Bildung von 
metallischem Titan oder Titankarbid geführt hat. Sobald

man jedoch diesem Gemisch ein geeignetes Lösungsmittel 
für Titan oder Titankarbid zugibt, werden die Reduktions- 
Verhältnisse wesentlich günstiger. Bild 2 gibt den Sauer­
stoffabbau der Titansäure mit Graphit in Gegenwart von 
Eisenpulver wieder. Die Reduktion führt hier bei 1200° 
bereits nach etwa 2,5 h zu einem vollständigen Sauerstoff­
abbau. Die Reduktion scheint im wesentlichen, wie das 
aus Röntgenuntersuchungen der Gemische ersichtlich war, 
zu Titankarbid geführt zu haben. Die Ergebnisse dieser 
Versuchsreihe sind ein erneuter und eindrucksvoller Beleg 
für die Bedeutung des Einflusses der oben gekennzeichneten 
Maßnahmen für den Ablauf derartiger Reaktionen.

Bild 3. Titanaufnähme des Roheisens aus titansäurehaltiger 
Schlacke bei verschiedenen Temperaturen.

E. F a u s t 7) untersuchte die Titanaufnahme des Roh­
eisens in Abhängigkeit vom Siliziumgehalt des Eisens und 
stellte fest, daß die Reduktion der Titansäure m it steigender 
Temperatur größer wird. In den vorhegenden Untersuchun­
gen, deren Ergebnisse in Bild 3 wiedergegeben sind, wurde 
R o h e ise n  in Tiegeln, die m it T i ta n s ä u r e  ausgekleidet 
waren, im  H o c h fre q u e n z o fe n  e r h i t z t ;  die Schmelzdauer 
betrug durchweg 30 bis 35 min. Um die Bedeutung des 
Kohlenstoffgehaltes für den Reduktionsvorgang herauszu­
stellen, wurden die Schmelzungen m it zwei verschiedenen 
Eisen-Kohlenstoff-Legierungen, und zwar einmal mit 4,1 %  C 
und das andere Mal m it 2 ,7%  C, durchgeführt. Wie aus 
dem Verlauf der Ergebnisse für die Titanaufnahme des 
Eisens ersichtlich ist, besteht kein wesentlicher Unterschied 
in der Reduktionsfähigkeit der beiden Eisen-Kohlenstoff- 
Schmelzen. Bemerkenswert ist das Ergebnis, daß die 
Titanaufnahme der Schmelze bei 1700° bereits 2 %  beträgt. 
Wie aus dem Verlauf der Kurve ersichtüch ist, steigt die 
Reduktion oberhalb 1660° m it der Temperatur sehr steil an.

Z u sam m en fassu n g .
Es wird auf die technische Bedeutung der Verhüttung 

titansäurehaltiger Minerahen hingewiesen. Die im Schrift­
tum  bekanntgewordenen Untersuchungen über die Reduk­
tion von Titansäure werden besprochen. In der ersten 
Versuchsreihe wurden Titansäure-Graphit-Gemische und 
Titansäure-Eisen-Graphit-Gemische imVakuum zur Reaktion 
gebracht, wodurch sich der reaktionsbeschleunigende Ein­
fluß des Eisens erneut erwies. In der zweiten Versuchs­
reihe wurde der Temperatureinfluß der Reduktion von 
Titansäure mit kohlenstoffhaltigem flüssigem Roheisen 
ermittelt.

7) Arch. Eisenhüttenw. 12 (1938/39) S. 361/64 (Hochofen- 
aussch. 180).
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Umschau.
E in  Brenner einfachster B au a rt fü r große 

Gasmengen.
Die ausgedehnten Versuche über den Einfluß des Mischungs­

vorganges auf die Verbrennung von Gas und L uft1), die in den 
letzten Jahren von der Energie- und Betriebswirtschaftsstelle 
(Wärmestelle Düsseldorf) des Vereins Deutscher Ersenhutten­
leute durchgeführt wurden, hatten gezeigt, daß es auch mit sehr ein­
fachen baulichen Mitteln gelingt, eine gute Mischung zwischen Gas 
und Luft und damit einen guten Ausbrand zu erzielen. Auf dem 
Hochofenwerk Oberscheld der Buderus’schen Eisenwerke konnten 
die gewonnenen Erkenntnisse in einer größeren Feuerung für 
einen Dampfkessel verwertet werden. Bild 1 zeigt die von der

Verbrennung und ein schneller, guter A usbrand zu erreichen ist, 
wenn folgende drei B e d in g u n g e n  erfüllt sind:

1. Die kinetische Energie des austretenden Gases und. der 
Verbrennungsluft soll möglichst gleich groß sein. Die kinetische 
Energie beider Gasstrahlen ist gleich, wenn der Ausdruck:

G v^
1 ' 2

für beide Gasstrahlen denselben W ert ergibt. G [kg] ist darin 
das in dem zu betrachtenden Zeitabschnitt ausström ende Gewicht 
an Gas oder Luft, v [m /s] die wahre Geschwindigkeit der Gase 
im Betriebszustand, g [m /s2] die Erdbeschleunigung.

Gichtgas

Längsschnitt

6+ 60

Vorderansicht

Überhitzer
760mÜ

L u ft­
vorwärmer 

fffeizffäch e 370rrr2)

Bild 1. Aufbau des Kessels m it Schlitzbrennern.

Wärmestelle vorgeschlagenen drei Schlitzbrenner für je 3000 bis 
3500 Nm 3/h an einem Schlangenrohrkessel. In  Zahlentafel 1 sind 
die wichtigsten Angaben für Kessel und Feuerung zusammen- 
gestellt. Die Brenner haben sich im Betrieb m it ungereinigtem

Zahlentafel 1. B e tr ie b s a n g a b e n  fü r  K e sse l u n d  F e u e ru n g .

K esselheizfläche...............................................................................m2
Betriebsdruck.................................................................................. atü
Dampfleistung, norm al..................................................................t/h
Dampfleistung, höchstens durchschnittlich.............................t/h
Dampfleistung, höchste gew ährleistete.....................................t/h
U eberh itzung..................................................................................o q
L u ftvorw ärm u n g............................. i ........................................o q
Gewährleisteter Kesselwirkungsgrad bei ungereinigtem Gras %
Heizflächenbelastung: n o r m a l ......................................... kg/m2h

bei Dauer-Höchstlast . . . .  kg/m2h
Größe des Feuerraumes: (3,1 x  2,9 x  3,0 m3) .....................m3
Feuerraumbelastung kcal /m3h

Gasverbrauch bei Normallast (10 t / h ) ..............................Nm3/h
Unterer Heizwert des Hochofengases, im Mittel . kcal/Nm3
Staubgehalt des G ases ........................................................... g/Nm3
Spezifisches Gewicht des G ases ........................................kg/Nm3
Temperatur des feuchten Gases  o q
Theoretische Luftmenge 10 ................................ Nm3/Nm3
Durchschnittlicher Luftüberschuß.............................................. ot
Gasdruck vor den Brennern sehr schwankend . . . .  mm WS

_________________ zeitweise bis auf Null heruntergehend.

162
32
10
12.5
13.5 

425 
200

77
61,8
77,2
27

0,345 x  106

9140 
1020 
4—5 

1,35 
50 
0,80 
15 

40—80

Hochofengas so gut bewährt, daß auch die vorgesehenen Kessel­
neubauten m it demselben Brenner ausgerüstet werden sollen 

Die Untersuchungen haben gezeigt, daß auch bei den b a u lic h  
so außerordentlich e in fa c h e n  S c h l i tz b r e n n e r n  eine schnelle

*) R u m m e l, K .: Der Einfluß des Mischvorganges auf die 
Verbrennung von Gas und Luft in Feuerungen. Düsseldorf 1937

2. Die Geschwindigkeit beider G asstrahlen soll — unter 
W ahrung der Bedingung — möglichst groß sein. '

3. Die Gas- und L uftstrah­
len sollen unter einem möglichst 
steilen Winkel aufeinander­
treffen.

Da die den Gasen zu er­
teilende kinetische Energie durch 
den verfügbaren Gasdruck in 
den meisten Fällen eng begrenzt 
ist, ist es besonders der unter 
3 genannte mehr oder weniger 
steile Winkel zwischen Gas und 
Luft, m it Hilfe dessen m an die 
Flammenlänge einstellen kann.

Bild 2 zeigt die für die Kessel­
brenner gewählten A b m e s s u n ­
g en  in etwas vereinfachter D ar­
stellung. Die beiden A u stritts- 
querschnitte für das Gas und die 
Luft sind rechteckige Schlitze 
von 300 X 500 mm2 und 240 X 
500 mm2 Querschnitt. Da man 
in dem vorliegenden Fall eine 
kurze Flamme erzielen wollte, 
sind die Kanäle so geführt, daß 
Gas und Luft verhältnism äßig 
steil un ter einem W inkel von 70

Bild 2.  ̂freinfachte Darstellung  
eines Brenners.

  . . . .  . .  aufeinandertreffen Die A us-
trittsgeschwindigkeiten, die m it Rücksicht auf den verfii 1 
Gasdruck nicht allzu groß gewählt werden konnten sind f & °
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das Gichtgas: 9,5 m /s (bez. a. 0°, 760 Torr., 7,05 Nm/s) 
die L uft: 8,43 m /s (bez. a. 0°, 760 Torr., 5,2 Nm/s)

Die Gasmenge wird im  B e t r i e b  durch den eingezeichneten 
Schieber, die Luftmenge durch Drosselklappen im senkrechten 
Teil des Luftkanals geregelt. Die Brenner haben sich als außer­
ordentlich brauchbar erwiesen; selbst bei ganz schwacher Be­
lastung, wenn gerade eben noch eine sichtbare Flamme zu er­
kennen ist, zeigen sie keine Neigung zum Zurückschlagen oder 
zum F la tte rn . Der Ausbrand ist zufriedenstellend, wie sich an ­
läßlich des Kesselabnahmeversuches gezeigt hat. In  allen Regel­
stufen bis zur Vollast waren h in ter dem Kessel tro tzd em  geringen 
Luftüberschuß (im Mittel 15 %) keine unverbrannten Gasbestand­
teile mehr festzustellen. Obwohl der Gasdruck vor dem Brenner 
sehr stark  schwankt und zeitweise sogar bis auf Null zurückgeht, 
zündete das Gas immer einwandfrei. Zum Inbetriebsetzen des 
kalten Kessels genügte eine einfache Lunte, die nach Anstellen 
des Gases durch die Schauöffnung an dem m ittleren Brenner ein- 
geführt wird.

Diese günstigen Verhältnisse wurden erreicht, obwohl der 
Brenner infolge der etwas geringeren Luftvorwärm ung von nur 
170° —  an sta tt, wie vorgesehen, 200°— nicht ganz die un ter 1
genannte Bedingung erfüllte, daß die kinetische Energie des Gas- 
und des Luftstrahles gleich sei. Infolge der geringeren Luftvor­
wärmung ist die Luftgeschwindigkeit um rd. 20 %  zu klein.

Bei einem Neubau der Brenner wären zur weiteren Be­
schleunigung des Ausbrandes die Schlitze vielleicht etwas breiter 
und dafür etwas niedriger zu machen und der W inkel zwischen 
Gas und Luft womöglich noch etwas zu vergrößern.

F r i t z  K e ß le r  f .

Neuerungen im  am erikanischen Siem en s-M artin - 
Betrieb.

John  C h ip m a n  berichtete auf der Aussprachetagung des 
Ausschusses für Siemens-Martin-Ofenbetrieb beim American 
Institu te  of Mining and Metallurgical Engineers8) über n e u e  
G le ic h g e w ic h ts u n te r s u c h u n g e n  a m  S y s te m  E is e n -  
o x y d u l - K a lk - K ie s e ls ä u r e ,  das als Grundlage der basischen

0,088

1,8 8,8 Z,8 8,0 8,V 8,8
Scb/ackerrbas/z/fäf fZCaOJ: ( ISiOs)

Id 1. Beziehung zwischen der Eisenoxydul- 
Terteilung und der Schlackenbasizität.

Siemens-Martin-Sehlacken anzusehen ist. Teile des Systems 
untersuchten schon C. H. H e r ty  jr .  und M itarbeiter3) sowie
F. K ö r b e r  und W. O e ls e n 4). J . Chipman gibt bis zu 1500° 
einen wertvollen Beitrag im Mittelfeld des Systems innerhalb der 
Linie zwischen der Verbindung (Fe0)2S i02 und (Ca0)2S i02 und 
der Sättigungsgrenze für feste Kieselsäure. U nter Gleichgewichts­
bedingungen liegt der Anteil an reduziertem Eisenoxydul gegen­
über Eisenoxyd in den Versuchsschlacken bedeutend höher als 
bei den Schlacken im  Siemens-Martin-Ofen. Als Schmelzgerät 
diente ein 60-kW -Hochfrequenzvakuumofen. Der E insatz von je 
etwa 35 kg wurde im Vakuum niedergeschmolzen, der Kohlenstoff 
des Eisenbades auf un ter 0,005%  reduziert und sodann Stick­
stoff eingeleitet. Die Schlackendecke wurde durch zweckmäßig 
angeordnete G raphitstücke beheizt. Die Anlage gestattet u n ­
beschränkte Probenahm e während der Versuche.

4) Der Kessel wurde für den Betrieb m it Reingas entworfen; 
bei dem jetzigen Betrieb m it Rohgas verschm utzen die L uft­
vorwärmer-Heizflächen schnell.

2) Proc. O pen-Hearth Steel Conference, Amer. Inst. min. 
metallurg. Engrs. 1939, S. 253/78; siehe auch Stahl u. Eisen 59 
(1939) S. 1343/44.

3) Rep. Invest. Bur. Mines Nr. 3081 (1931); vgl. Stahl u. 
Eisen 51 (1931) S. 1174/77. Min. metall. Invest., P ittsburgh, 
Nr. 68 (1934) 104 S.; vgl. Stahl u. Eisen 56 (1936) S. 165/69.

4) M itt. K .-W ilh.-Inst. Eisenforschg. 15 (1933) S. 271/309; 
vgl. Stahl u. Eisen 54 (1934) S. 297/98. S c h e n c k ,  H .: E in ­
führung in die physikalische Chemie der Eisenhüttenprozesse, 
Bd. I  u. I I .  Berlin 1932 u. 1934.

J .  Chipman wertete weiterhin Analysenwerte einer Reihe von 
amerikanischen Stahlwerken aus. So zeigt Bild 1 die gefundene 
Beziehung zwischen der E is e n o x y d u lv e r te i lu n g  und der 
Schlackenbasizität, Bild 2 den Einfluß des Kohlenstoffgehältes 
im Stahl auf das P rodukt [SC] • [FeO] bis zu Gehalten von 
0,18% C. Obgleich das Produkt bei niedrigem Kohlenstoffgehalt 
als gleichbleibend angenommen wird, läß t sich aus den vorhegen­
den Untersuchungen m it steigendem Kohlenstoffgehalt eine 
geringe Zunahme erkennen.

Die amerikanischen Stahlwerker streben nach einer weit­
gehenden Ueberwachung des gesamten Schmelzverlaufes. Durch 
die B e o b a c h tu n g  d es E is e n o x y d u ls  im basischen Siemens- 
Martin-Ofen soll ein möglichst gleichmäßiger Eisenoxydulgehalt 
und dam it gleichmäßige Vor- und Pfannenoxydation gewähr­
leistet werden, ausgehend davon, daß Stähle un ter verschieden 
eisenoxydulhaltigen Schlacken sich auch wesentlich in ihren 
Eigenschaften unterscheiden. Stillschweigend wird vorausgesetzt, 
daß der Sauerstoffgehalt des Stahles nur durch den Eisenoxydul­
gehalt der Schlacke und die Höhe des Kohlenstoffgehaltes bestimmt 
ist. Unberücksichtigt bleibt die Entkohlungsgeschwindigkeit, 
die nach den Untersuchungen des Kaiser-W ilhelm-Institutes für 
Eisenforschung1) maßgebend den Eisenoxydulgehalt des Stahles 
beeinflußt.

Viele amerikanische W erke haben erfahrungsgemäß be­
stimmte, günstige E is e n o x y d u lg e h a l te  f ü r  d ie  e in z e ln e n  
S t a h ls o r te n  festgelegt, die einzuhalten sind. Oft ist auch nur 
eine obere oder untere Grenze vorgeschrieben. In  einigen Fällen 
wird sowohl bei unberuhigten als auch beruhigten Stählen die Vor­
oder Pfannendesoxydation nach dem Eisenoxydulgehalt der E nd­
sehlacke vorgenommen. Besonders sorgfältig wird dies von den 
Stahlwerkern beachtet, die auf einen Stahl m it bestim m ter K orn­
größe hinarbeiten. Es bietet wenig Schwierigkeit, eine verlangte 
Korngröße zu treffen, wenn der Eisenoxydulgehalt der Schlacke 
in gewisse Grenzen gezwungen wird.

Die Ueberwachung des Eisenoxydulgehaltes der Schlacke 
erfolgt hauptsächlich über eine möglichst genaue E in s te l lu n g  
d es K a lk - K ie s e l s ä u r e - V e r h ä l tn i s s e s  im Einsatz je nach 
dem geforderten Eisenoxydulgehalt der Endschlacke. Schon seit 
Jahren  m ißt der amerikanische Stahlwerker einem weitgehenden 
Ausgleich des metallischen Einsatzes2), wobei vor allem dem 

Siliziumeinsatz gesteigerte Aufmerk­
sam keit zufällt, eine große Bedeutung 
bei. Nach der Menge des eingesetzten 
Siliziums wird der Kalkzuschlag ge­
wählt. Trotz größter Sorgfalt beim 
Einsatz treten  noch größere Schwan­
kungen in der Zusammensetzung des 
Stahlbades und  der Schlacke auf, so 
daß während des Kochvorganges meist 
Berichtigungen der Basizität m it 
K alk oder Sand, gegebenenfalls auch 
Sinter neben Spiegeleisen bei man- 
ganarm en Schlacken notwendig sind. 
Um  Störungen im Entkohlungsverlauf 

zu vermeiden, erfolgen Zusätze möglichst gleich nach dem E in­
schmelzen. Besonderer W ert wird auf eine weitgehende Ueber­
wachung aller maßgebenden Einflüsse des Schmelzverlaufes gelegt. 
So führen nahezu alle Werke laufend, zumindest jedoch gegen Ende 
des Kochens, neben den üblichen Stahlproben Eisenoxydul­
bestimmungen in der Schlacke durch. Vielfach werden auch Kalk- 
und  Kieselsäure-Schnellbestimmungen ausgeführt. Mit Aus­
nahme eines Werkes erfolgen keine regelmäßigen Manganoxydul- 
bestimmungen, wenn sie auch hin und wieder nach der Schmelze 
gefordert werden. Neben dieser analytischen Verfolgung der 
Schlackenzusammensetzung steht nach wie vor die bewährte, 
sorgfältige Beobachtung des gegossenen Schlackenkuchens.

Einige Stahlwerker messen auch der U e b e rw a c h u n g  d e r  
S c h la c k e n f lü s s ig k e i t  gesteigerten W ert bei. Die Schlacken­
flüssigkeit beeinflußt bekanntlich die Oxydationsbedingungen, 
Entkohlungsgeschwindigkeit, Entfernung der Suspensionen, Ver­
lauf der Vor- und  Pfannendesoxydation, die Rückphosphorung 
und andere Vorgänge. Die Anwendung des Schlacken Viskosi­
meters von C. H. H erty  ist auch in  amerikanischen Stahlwerken 
um stritten. Nach H erty  ist das Schlackenviskosimeter nur dem 
Stahlwerker von Nutzen, der es richtig anzuwenden versteht.

4) K ö r b e r ,  F ., und W . O e lse n : M itt. K.-W ilh.-Inst.
Eisenforschg. 17 (1935) S. 40/61; Stahl u. Eisen 56 (1936) 
S. 181/208. L e ib e r ,  G.: M itt. K .-W ilh.-Inst. Eisenforschg. 18 
(1936) S. 135/47; Stahl u. Eisen 57 (1937) S. 237/49 (Stahlw.- 
Aussch. 322).

2) Amer. In st. min. metallurg. Engrs., Techn. Publ. Nr. 625,
S. 1/43; Metals Techn. 2 (1935) Nr. 4.
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Der Berichterstatter kann aus eigenen Versuchen1) die Angaben 
von H erty nur bestätigen. Herty hat in verschiedenen Arbeiten2) 
den W ert der Schlackenviskositätsmessung klargelegt. W. J . 
R e a g a n 3) schildert eingehend die Ueberwachung der Schmelze 
mit dem Schlackenviskosimeter nach H erty auf Grund von Ver­
suchsschmelzen.

Ueber die g e e ig n e ts te  S c h la c k e n b a s iz i tä t  besteht 
k e in e  e in h e i t l ic h e  A u ffa ssu n g . Dies ist bei Berücksichti­
gung der verschiedenen Werksverhältnisse verständlich. Die 
angegebenen Basizitätswerte schwanken zwischen 2:1 und 4:1. 
Deutlich zeigt sich das Bestreben, Schmiedestahl und beruhigtes 
Walzwerksgut unter möglichst schwachbasischer Schlacke zu er­
schmelzen, wahrend für unberuhigten Stahl hochbasische Schlak- 
ken wegen des besseren Auskochens in der Kokille geführt werden. 
C. H. H erty führt aus, daß er auf Grund seiner Erfahrungen in 
der Güte einem Stahl den Vorzug geben würde, der, gleichgültig ob 
beruhigt oder unberuhigt, unter schwachbasischer Schlacke er­
schmolzen wäre. Leider ließen sich wegen der örtlichen Verhält­
nisse die hierzu notwendigen Bedingungen nicht immer einhalten. 
Grundsätzlich sollte man bei jeder Stahlsorte auf eine schwach­
basische Schlacke hinarbeiten. Ein hoher Eisenoxydulgehalt im 
Stahl wirkt sich immer in einer Erhöhung der nichtmetallischen 
Einschlüsse aus.

In  fast allen Stahlwerken wird im  E in s a tz  K a lk s te in  
verwendet, ohne daß irgendeine Auswirkung auf die Stahlgüte 
sich herausgestellt hat, während gebrannter Kalk allgemein nur 
zur späteren Berichtigung der Schlacke gebraucht wird. In  
früheren Berichten4) wurde schon auf ein besseres Auswaschen des 
Stahles durch Kalkstein hingewiesen. Die Kalksteinsätze liegen 
bei etwa 7 bis 10%. Der durchschnittliche Einsatz an gebranntem 
Kalk wird von einem Werk mit 4,5% angegeben. Die ange­
führten Zahlen liegen höher, als sie der deutsche Stahlwerker ge­
wöhnt ist, weil die meisten amerikanischen Stahlwerke wegen des 
oft bedeutend minderwertigeren Stahleisens — allgemein unter 
2% Mn — die Schlackenbasizitäten zwangsweise in Grenzen 
halten müssen, die metallurgisch als ungünstig zu bezeichnen sind. 
Deshalb lassen sich amerikanische Stahlwerksverhältnisse nicht 
ohne große Vorsicht auf deutsche Siemens-Martin-Stahlwerke 
übertragen, die über weitaus günstigere Möglichkeiten zur E r­
zielung hochwertiger Werkstoff güten verfügen. So liegen die Eisen­
oxydulgehalte der amerikanischen Siemens-Martin-Schlacken 
durchschnittlich um mehrere Prozent höher. Daß allein schon 
hierdurch der Desoxydationsvorgang maßgebend beeinflußt wird, 
ist leicht einzusehen. Die Vorschläge, wie sie C. H. H e r t y 5) 
über die Pfannen- und Vordesoxydation mitteilte, können da­
her nicht ohne weiteres auf deutsche Werke übertragen werden.

Beim R o h e is e n e in s a tz  sind die gleichen wirtschaftlichen 
Gesichtspunkte wie in Deutschland maßgebend. Im  Einfluß von 
Gußbruch auf die Stahlgüte werden gegen Mengen von 5 bis 10 % 
keine Bedenken erhoben, wohl wird auf den damit verbundenen 
erhöhten Silizium- und Schwefeleinsatz und dessen Auswirkungen 
hingewiesen.

•— • Durchschnitt a ller Werke, bezogen a u f d ie  E rzeugung in  l
" " ” A nzahl d er W erke

1930 19311933 W33 193V 1035 1936 1937 igJ/T
Jahr

Bild 3. Restmetalle im  amerikanischen Siemens-Martin-Stahl.

4) Unveröffentlicht.
2) Trans; Amer- In3t- min. metallurg. Engrs., Iron Steel Div 

1929, S. 284/303; vgl. Stahl u. Eisen 50 (1930) S 51/54 4 52 ’
Min. metall. Invest., Pittsburgh, Nr. 68 (1934) 104 S • vgl ’Stahl
u. Eisen 56 (1936) S. 165/69. g

3) Iron Age 144 (1939) Nr. 7, S. 31/38
4) Amer. Inst min. metallurg. Engrs., Techn. Publ. Nr. 625.
) Min. metall. Invest., Pittsburgh, Nr. 69 il934.^ fin •

vgl. Stahl u. Eisen 56 (1936) S. 169. ( } S”

Nach C. B a r r in g e r  verlagert sich das T *
mehr vom schweren zum leichteren Schrott. W ährend 1928 der 
Anteil an leichtem Schrott noch 46 % gegenüber 54 /0 an schwerem 
betrug, haben sich im Jahre  1937 die Verhältnisse schon umge­
kehrt, so daß der Anfall an leichtem Schrott auf 57 0 anstieg und 
die Menge an schwerem Schrott auf 43 % sank. Die Grunde 
hegen in einer Umstellung der Industrie auf leichtere Erzeugnisse.

J  D S u l l iv a n  berichtet über die Höhe der Restm etalle im 
Siemens-Martin-Stahl von 1930 bis 1938, wie sie sich aus den ge- 
sammelten Angaben amerikanischer Stahlwerke ergibt ( Bild 3), 
Der Nickelgehalt nim m t danach geringfügig zu. Chrom und Zinn 
bleiben praktisch gleich. Entgegen den Erw artungen zeigt Kupfer 
eine abnehmende Richtung. Die Mangangehalte sinken gleich­
falls nicht unerheblich. Friedrich Eisermann.

D as Abrinn en feuerverzin kter B lech e  
beim  Trockenverzinken.

Beim Trockenverzinken von Stahlblechen in aluminium- 
legierten Bädern entstehen zeitweise Fehler an  der Oberfläche, 
wobei Streifen m it sehr dicker und solche m it dünner, m atte r Zink­
auflage sich abwechseln; infolge dieser Erscheinung sind die Bleche 
nicht falzbar. H e in z  B a b l ik ,  F r a n z  G ö tz l  und  R u d o lf  
K u k a c z k a 1) schlagen vor, die E r s c h e in u n g  m it „ A b r in n e n “ 
zu bezeichnen; in W estdeutschland is t der Ausdruck „Tränen“ - 
oder „Gardinenbildung“ geläufig. An derartigen Blechen wird eine 
verhältnismäßig starke Eisen-Zink-Legierungsschicht beobachtet. 
Außerdem ist die obere Zinklage selbst, besonders in  den abge­
ronnenen Stellen, s ta rk  m it Eisen-Zink-K ristallen durchsetzt. 
Im  Gegensatz dazu weisen gute Bleche m it großen Zinkblumen 
nur eine sehr schwach ausgebildete Legierungsschicht auf. Die 
aufgestellte Behauptung, daß d a n n  gleichmäßig große Zink­
blumen auftreten, wenn die E rstarrung  des Zinkes im  Gußgefüge 
möglichst wenig durch darun ter vorhandene Eisen-Zink-Legierung 
gestört wird, dürfte ohne weiteres den Tatsachen entsprechen. 
Zweifellos wirken s ta rk  ausgebildete, auf der Stahloberfläche 
gewachsene oder aus dem Zinkbad m it herausgezogene H artzink­
kristalle bei der E rstarrung der Zinkoberfläche als Ausgangs­
punkte der Kristallisation. Sind viele derartige Keime vorhanden, 
so muß die Zinkhaut kleinblumig erstarren.

Bei Blechen, die zum A b r in n e n  neigen, scheint nun  das 
Gegenteil der Fall zu sein, nämlich eine besonders starke  Legie­
rungsbildung. Als Grund hierfür werden z w e i U r s a c h e n  a n ­
g e g e b e n :
1. eine oberflächliche Anreicherung von Z em entitkörnem  unter 

der Zunderdecke des Bleches;
2. ein zu gering gewordener Alum inium gehalt im  Zinkbad.

Zur E rhärtung der ersten B ehauptung werden eine Reihe von 
Stahlproben abgebildet, die m it steigendem Kohlenstoffgehalt 
auch steigende Dicke der H artzinkschicht aufweisen. Diese E r­
gebnisse sind nicht ganz überzeugend. Nach eigenen Versuchen 
des Berichterstatters an zem entierten W eicheisenproben2) wirkt 
sich eine Steigerung des Kohlenstoffgehaltes ohne gleichzeitige 
Anwesenheit von Silizium durchaus n icht im Sinne einer ge­
steigerten Angreifbarkeit durch Zink aus. Die abgebildeten 
Proben haben nur dann Beweiskraft, wenn sie frei von Silizium 
sind. Immerhin wurden an  den B le c h e n , d ie  d a s  A b r in n e n  
z e ig te n ,  a n  d e r  Z u n d e r o b e r f lä c h e  Z e m e n t i ta n l a g e r u n -  
gen  beobachtet. Durch langes Beizen, wobei die zem entithaltigen 
Schichten abgetragen wurden, ist auch das Abrinnen zu ver­
meiden. Wegen der hohen Verluste an  Säure und  Eisen ist diese 
Maßnahme allerdings betriebsmäßig nicht durchführbar.

Da weiterhin eine Verringerung der H artzinkbildung an 
kohlenstoffreicheren Stahlproben m it steigendem Aluminium­
gehalt des Zinkbades beobachtet wurde, w ird um gekehrt von 
einer Steigerung der Hartzinkdicke auf eine V e r a r m u n g  d es 

a d e s  a n  A lu m in iu m  geschlossen. (Es ist nicht schwer, von 
derartig abgeronnenen Blechen die Verdickung durch Abspren­
gung abzulösen. Vielleicht gelingt es einmal, in solchen Schuppen 
cen Aluminiumgehalt analytisch zu bestim m en. Bei eigenen 
Untersuchungen wurde auf diese Weise an einer ähnlichen Ver-
l i o ^ c j 85 T° Fe’ 1,95 %  P b ’ ° ’17 %  A1> °-1 %  Sn und u>v4 /0 Ud gefunden.)

Mit den von Bablik und seinen M itarbeitern gemachten Be­
obachtungen scheint die Frage des „A brinnens“ doch wohl nicht 
erschöpfend zu lösen zu sein. Zumindest m üßten noch folgende 
Fragen geklärt werden:
1. Das Abrinnen t r i t t  sowohl bei alum inium haltigen als auch bei 

nichtlegierten Zinkbädern auf, bei den letzten  aber keineswegs

J) Z. Metallkde. 31 (1939) S. 287/90.
2) W . R ä d e k e r  und R . H a a r m a n n :

(1939) S. 1217/27 (W erkstoffaussch. 483).
Stahl u . Eisen 59
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in größerem Umfange als bei den ersten. Die Fehler treten  
auch beim Naßverzinken auf.

2. In  einzelnen abgetrennten Z inktränen wurde neben Zink 
0,4 %  Sn, 0,95 %  Pb, 1,85 %  Fe, 0,10 %  Cd, 0,3 %  Bi und 
Spuren Aluminium gefunden.

Im  Gegensatz dazu enthielt die glatte  Zinkauflage 0,4 %  Sn,
0.25.%  Pb, 2,5 %  Fe sowie Spuren von Aluminium, Kadmium 
und W ismut.

Offenbar sind noch weitere Untersuchungen zur restlosen 
K lärung der geschilderten Fehlerursache notwendig.

Wilhelm Rädeker.

Leh re zum  Ausm essen von Schweißnähten.
M it zunehmender Verwendung des Schweiß Verfahrens zur 

Verbindung von Stahlbauteilen ergab sich auch die Notwendig­
keit, derartige Verbindungen auf ihre Maßgenauigkeit zu prüfen 
und für die Prüfung entsprechende Meßgeräte zu entwickeln.

F ü r die Messung der Dicke einer K ehlnaht, durch die zwei 
senkrecht zueinander stehende Bleche m iteinander verbunden 
werden, entwickelten die Siemens-Schuckertwerke in Berlin- 
Siemensstadt1) eine einfache Lehre, die alle Forderungen, die an 
ein solches Meßgerät gestellt werden müssen, erfüllt. Die E igenart 
einer K ehlnaht verhindert die Möglichkeit einer direkten Messung 
ihrer Dicke. Der arbeitende Schweißer muß daher eine Maßangabe 
zur Ausführung seiner Arbeit bekommen, dam it die vom Kon­
strukteur vorgesehene Stärke der Kehlnaht keinesfalls zum Nach­
teil des Bauwerkes unterschritten wird. Diese Maßangabe wird 
in jedem Augenblick durch die Verwendung der Lehre an jeder 
von ihm selbst gewollten Arbeitsstelle gegeben.

Folgenden Vorschriften m ußte das Meßgerät nach Angabe 
des Herstellers gerecht werden:
1. Genauigkeit der Messung. Infolge der handwerksmäßigen 

Ausführung der Schweißnaht genügt eine Meßgenauigkeit von 
0,2 bis 0,5 mm.

2. Die vorgesehene Meßgenauigkeit muß sich über den gesamten 
zu bestreitenden Meßbereich erstrecken.

3. Die Lehre m uß einen Meßbereich von 3 bis 16 mm bestreiten 
können, da  K ehlnahtstärken un ter 3 mm und über 16 mm 
wegen ihrer seltenen Anwendung ausscheiden.

4. Leichte H andhabung der Lehre.
5. Vorteilhafte und griffige Form.
6. Geringe Beschaffungskosten.
7. Dauerhaftigkeit in der Ausführung und W iderstandsfähigkeit 

gegen äußere mechanische Einwirkungen.

J) B e c k e n , O.: Z. VDI 83 (1939) S. 1129.

r  =  3,683 ■ e0,636 *cp.

Das von der logarithmischen Spirale nicht benutzte R and­
stück der Schablone wurde so ausgestaltet, daß m it ihm die 
Ueberhöhung einer Schweißnaht zweier stum pf gegeneinander 
verschweißter Bleche gemessen werden konnte. Die auf diesem 
R andteil der Schablone aufgebrachte Einteilung gestattet die 
sofortige Ablesung der Ueberhöhung an der Berührungsstelle 
der Schweißnaht, sobald die Spitzen am R and und am kleinsten 
Krümmungshalbmesser auf den m iteinander verbundenen Blechen 
aufliegen. Otto Peltzer.

Regelung des Hochschulbetriebes 1940.
Die U niversitäten und Hochschulen des Großdeutschen 

Reiches nehmen am 8. Jan u ar 1940 ihren Unterrichtsbetrieb 
fast vollzählig wieder auf. Der U nterrichtsbetrieb wird in 
3 Trim estern durchgeführt werden, die vom 8. Jan u ar bis 
21. März, vom 15. April bis 31. Ju li und vom 2. September 
bis 20. Dezember 1940 laufen sollen. Der Zeitpunkt des T ri­
mesterbeginns ist jeweils auch der tatsächliche Beginn des 
U nterrichtsbetriebes.

Patentbericht.
Deutsche Patentanmeldungen1).

(P a ten tb la tt N r. 51 vom  21. Dezember 1939.)

Kl. 7 a, Gr. 20, S 131 437. Gelenkkupplung, insbesondere 
für Walzwerke. E rf .: H erm ann Buch, Dahlbruch i. W. Anm.: 
Siemag, Siegener Maschinenbau, A.-G., Dahlbruch über K reuz­
ta l  (Kr. Siegen).

K l. 7 a, Gr. 25, Sch 113 744. Vorrichtung zum K anten oder 
Drehen von Profilträgem  od. dgl. bei Walzwerken. E rf.: Otto 
W ischeropp, Düsseldorf. Anm.: Schloemann, A.-G., Düsseldorf.

Kl. 7 b, Gr. 3/70, D 73 531. Stoßbank zur Herstellung von 
nahtlosen Rohren. Demag, A.-G., Duisburg.

Kl. 10 a, Gr. 15, K  147 128. Einrichtung zur Behandlung 
der Füllung der K am m ern von waagerechten Verkokungsöfen. 
E rf.: Wilhelm Poll, Essen. Anm.: Heinrich Köppers, G. m. b. H., 
Essen.

Kl. 18 a, Gr. 1/10, P  77 203. Verfahren zur Verwertung 
alkalihaltiger Entschwefelungsschlacken. Dr.-Ing. Max Paschke, 
Clausthal-Zellerfeld.

Kl. 18 a, Gr. 6/01, H  156 520; Zus. z. P a t. 610 519. Be­
schickungsvorrichtung für Schachtöfen, z. B. Hochöfen, Gene­
ratoren u. dgl. E rf.: Dipl.-Ing. Heinrich Schumacher, D ort­
mund. Anm .: Hoesch, A.-G., Dortm und.

K l. 18 c, Gr. 8/80, M 138 984. Verfahren zur Verhinderung 
der Verzunderung von zu härtenden Teilen. E rf.: Dr. Wilhelm 
Overath, F rankfu rt a. M. Anm .: Metallgesellschaft, A.-G., F rank­
fu rt a. M.

K l. 18 c, Gr. 9/01, W  98 821. Haubenglühofen. Lee Wilson, 
Cleveland, Ohio (V. St. A.).

J) Die Anmeldungen liegen von dem angegebenen Tage an 
während dreier M onate fü r jederm ann zur Einsicht und E in ­
sprucherhebung im P a ten tam t zu Berlin aus.

Kl. 18 c, Gr. 9/50, S 131 231. Schwingbalkenherd für Durch­
lauföfen. E rf.: H erbert Sommer, H anau a. M. Anm.: G. Siebert,
G. m. b. H., H anau a. M.

Kl. 18 d, Gr. 2/10, B 187 856. Stahllegierung für D auer­
magnete. E rf.: Dr.-Ing. Helmut Krainer, Kapfenberg. Anm.: 
Gebr. Böhler & Co., A.-G., Wien.

Kl. 18 d, Gr. 2/20, D 69 348. Vergütungsstähle für Teile 
m it Durchmessern oder W andstärken über 300 mm. Dortmund- 
Hoerder H üttenverein, A.-G., Dortm und.

Kl. 18 d, Gr. 2/20, R  99 453. Stahl für luftgehärtete Schlag- 
und Stoßwerkzeuge. E rf.: K arl Raupach, Düsseldorf-Rath. 
Anm.: Rheinmetall-Borsig, A.-G., Berlin.

Kl. 24 e, Gr. 3/01, K  142 843. Verfahren zur ununterbro­
chenen Vergasung fester Brennstoffe. Heinrich Köppers, G. m. 
b. H ., Essen.

Kl. 48 a, Gr. 6/02, T 52 009. Verfahren zur Herstellung 
einer reinweißen hochglänzenden und korrosionssicheren Ver­
zinkung. E rf.: Carl Thomas, Velbert (Rhld.). Anm.: Firm a 
Carl Thomas, Velbert (Rhld.).

K l. 48 b, Gr. 2, K  151134. Verfahren zum einseitigen Ver­
zinnen von Eisen- od. dgl. Blech. E rf.: Dipl.-Ing. Gottfried Veit, 
Braunschweig. Anm.: Karges-Hammer, Maschinenfabrik, Zweig­
werk der I. A. Schmalbach Blechwarenwerke, A.-G., B raun­
schweig.

Kl. 48 d, Gr. 2/01, H  157 192; Zus. z. P a t. 657 539. Ver­
fahren zum Abbeizen aufgekohlter Stellen oder eingewalzter 
Metall- oder Schlackenteilchen von blanken, nichtrostenden Chrom­
stählen. E rf.: D r.-Ing. Johann  Kuschmann, Dortm und. Anm.: 
Hoesch, A.-G., Dortm und.

Kl. 48 d, Gr. 4/01, H  153 038; Zus. z. P a t. 657 539. Ver­
fahren zum Passivieren der Oberfläche von blanken, nichtrosten­
den Chromstählen. E rf.: D r.-Ing. Johann Kuschm ann, D ort­
m und. Anm .: Hoesch, A.-G., Dortm und.

Bild 1. Messen der Dicke einer Kehlnaht 
m it einer Schweißnaht-Lehre. 

(Bauart Siem ens-Schuckertwerke.)

ten  Bleche berührt, 
g ibt zugleich an ihrem 

Berührungspunkt 
m it der Schweißnaht
deren Stärke an. Mit den W erten der Forderung 3 ergibt sich 
als endgültige Form el für die Randkurve:

Eine B le c h s c h a b lo n e  (Bild 1) kann m it geringen Mitteln 
hergestellt werden, ist leicht zu handhaben, kann eine griffige Form 
erhalten und ist in einem gewissen Bereich gegen mechanische E in­
wirkungen widerstandsfähig. Dam it wären die Forderungen 4 bis 7 
erfüllt. Die Forderun­
gen 1 und 2 wurden 
durch die Ausbildung 
eines Schablonenran­
des in Form  einer log- 
aritluhischen Spirale 
nach der Gleichung: 
r  =  r0 • e1<p erfüllt. Die 
an die M itte der 
Schweißnaht so ange­
legte Krümmungslinie 
der Schablone, daß sie 
auch die beiden m it­
einander verschweiß-
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Deutsche Gebrauchsmuster-Eintragungen.
(Patentblatt Nr. 51 vom 21. Dezember 1939.)

Kl. 7 c, Nr. 1 478 811. Blechrichtmaschine. Dipl.-Ing. 
Fritz Ungerer, Pforzheim.

Kl. 18 h, Nr. 1 478 785. Vorrichtung zum Zurückhalten der 
Schlacke beim Abstich von Siemens-Martin-Oefen. Dortmund- 
Hoerder Hüttenverein, A.-G., Dortmund.

Kl. 18 c, Nr. 1 478 751. Drehherdofen. Mannesmannröhren- 
Werke, Düsseldorf.

Deutsche Reichspatente.

Kl. 10 a, Gr. 1701, Nr. 679 118, vom 29. Januar 1938; ausge­
geben am 29. Juli 1939. F r ie d r ic h  W ilh e lm  B u n g e  in

W it te n b e rg ,  Bez. H a lle . (Erfinder: 
Friedrich Wilhelm Bunge in W ittenberg, Bez. 
Halle.) Einrichtung zum selbsttätigen A u f­
zeichnen des Kammerwechsels bei Gas- und 
Kokserzeugungsöfen.

Die im Kokslöschturm a aufsteigenden 
Dämpfe erhitzen und dehnen die eingeschlos­
sene Luft im Hohlkörper b aus, erhöhen so­
m it ihren Druck, der sieh durch Leitung c 
auf das Schreibgerät d überträgt. Beginn 
und Ende des Löschens werden durch An­
steigen und Sinken des Druckes angezeigt 
und geben der Betriebsführung die Möglich­
keit, den Kammerwechsel genau zu über­
wachen.

Kl. 18 a, Gr. 11, Nr. 679120, vom
2. Jun i 1937; ausgegeben am 29. Ju li 1939. 
N e u n k irc h e r  E is e n w e rk  A.-G., v o r ­
m a ls  G e b rü d e r  S tu m m , in  N e u n ­
k irc h e n  a . d . S aa r. (Erfinder: Dipl.-Ing. 
Herm ann Hold in Neunkirchen a. d. Saar.) 
Laufsteg für Winderhitzer.

Die Enden der Bänder a sind an der 
Kuppelspitze des W inderhitzers m it einem 
zur Befestigung dienenden Ring verbunden; 
sie führen über die Kuppel b abwärts und 
dann in einem Abstand c etwa gleichgerich­
te t  zur zylindrischen W andung des Erhitzers. 
An diesem Ende werden die Konsolen d 
zum Tragen des Laufsteges e befestigt.

Kl. 31a, Gr. 240, Nr. 679154, vom 10. Oktober 1936- iu s - 
gegeben am 29. Ju li 1939. D e m a g -E le k tro s ta h l  G m b H  
in D u isb u rg . (Erfinder: Dipl.-Ing. Wilhelm Goseberg in Düssel-

dorf.) Verfahren zum  
Hin- und Herbefördern 
des Ofengefäßes eines 
Elektroschmelzofens in  
Füll- und Arbeits­
stellung.

Das Gefäß a hat 
ein Fahrgestell b mit 
Laufrollen c und ruh t 
auf einem Gleis der 
Kippwippe d. Zum 
Füllen mit Schmelzgut 
wird das Gefäß aus 
dem Bereich der K ipp­
wippe und des m it ihr 
verbundenen Elektrodentraggestelles e sowie des abgehobenen 
Deckels seitlich verfahren, wobei die Kippwippe m it der Fahrbahn 
des Gefäßes in eine solche Schräglage gebracht wird, daß Her 
tiefste Punkt des Gefäßes hei der Fahrbewegung über die Bühne 
frei hinweggehen kann.

Kl. 18 c, Gr. 223, Nr. 679 258, vom 15. Septem ber 1932; aus- 
gegeben am 2. August 1939. L es P e t i t s - F i l s  d e  F ra n ç o is  
de  W en d e l & Cie. in  P a r is .  (Erfinder: Ferdinand Daussy in 
Knutange, Mosel, und Anastase Gabriel Moinet in Hayange, 
Mosel, Frankreich.) Anlage zum Härten von Eisenbahnschienen.

Die Schiene durchläuft zwei in  regelbarem A bstand befestigte 
Zweiwalzengerüste, deren Walzen auf den Schienensteg drücken 
durch einen von einer Druckschraube auf die Oberwalze ausge­
übten Druck, die Ausneh­
mungen für die auf den Steg 
aufgewalzten Bezeichnun­
gen haben und m it gleichen 
Geschwindigkeiten laufen.
Der zwischen den Gerüsten 
angeordnete H ärtekasten 
besteht aus einer aus Izwei 
Stahlteilen a und b zusam­
mengesetzten profilierten 
Führung m it lotrechten, 
losen, zum Geradführen der 
Schiene c dienenden Rol­
len d und e. Zu beiden Sei­
ten  der Schiene dienen zwei 
Gruppen von Längskanä­
len f, g und h, i zum Zu­
führen des fließendenHärte- 
m ittels, z. B. Druckwasser, 
aus den Leitungen k, 1 und 
m, n. Die waagerechten 
Einspritzdüsen o, p erzeu­
gen ein Saugen im Sinne der 
Pfeile gleichgerichtet zu den Seitenflächen des Kopfes q, um zu 
verhindern, daß das H ärtem ittel den nicht zu hä rtenden Teil 
des Steges r  berührt. Das aus den Düsen s. t  sowie u, v stiö- 
mende H ärtem ittel h ä rte t die Schienenlauffläche w und die 
Seitenflächen des Schienenkopfes. Nach dem H ärten  ergreifen 
die Walzen des zweiten Gerüstes die Schiene und befördern sie 
weiter, z. B. zu Richtrollen.

Kl. 18 c, Gr. 8]0, Nr. 679 343, vom 28. August 1936; ausge­
geben am 3. August 1939. M a s c h in e n fa b r ik  B u c k a u  R. W olf, 
A.-G., in  M a g d e b u rg .
Glühen von zylindrischen 
Hohlkörpern, besonders Be­
hältern.

Zwei nach M antel­
linien des Hohlkörpers a 
über seine Länge verlau­

fende Glühvorrichtun- 
gen b werden dicht 
nebeneinander angesetzt 
und dann von den Punkten c und d ausgehend gleichmäßig und 
gegenläufig über den Umfang des W erkstückes hinweggeführt, 
bis sie an den Punkten e und f wieder Zusammentreffen, wobei 
alle Mantelstellen auf G lühtem peratur gebt ach t werden.

Kl. 49 h, Gr. 3402, Nr. 679 380, vom 5. Ja n u a r 1932; ausge­
geben am 4. August 1939. F . S e h ö n th a l  & Co. in  B e rlin -  
G h a r lo t te n b u rg .  Verfahren zum Beseitigen von Lunkern, 
Riefen, Bissen u. dgl. in Eisen-, Stahl- und Temperguß durch Aus­
fällen mit einem leicht schmelzenden Gußeisenstab.

Unter Erwärmen der beschädigten Stelle des Gußkörpers auf 
R otglut (etwa 850°) wird un ter gleichzeitiger Anwendung eines 
Desoxydationsmittels der leioht schmelzende Gußeisenstab mit 

ach oder im geringen W inkel zur Grundmetallobei fläche ge- 
u r ter Flamme, die den Schmelzstab um kreist, abgeschmolzen.

Kl. 7 a, Gr. 1402, Nr. 678 956, vom 7. Jan u ar 1937; ausgegeben 
am 26. Ju li 1939. M a n n e sm a n n rö h re n -W e rk e  in  D ü s s e l­
d o rf. (Erfinder: Heinrich Heetkamp in Büderich, Bez. Düssel­
dorf.) Führungskörper für mehrere in Walzrichtung hintereinander 
angeordnete Stangenführungen von Stopfenwälzwerken.

Quer zur Walzrichtung werden im Stangenbett hinterein­
anderliegend die Achsen a in den Wangen b gelagert, die das 
Stangenwiderlager c mit dem Walzgerüst verbinden. Um diese

Achsen sind 
die vier Reihen 
d, e, f, g ein­
seitig offener 
oder geschlos­
sener Führun­
gen verschie­
denen Durch­

messers 
schwenkbar 

und in der 
Weise ange­
ordnet, daß die 
Mittelebenen 

der Führungen 
dereinenReihe 
gegenüber den 
Mittelebenen 

der Führun­
gen einer an ­

deren Reihe versetzt sind. Um zu verhindern, daß die Stopfen­
stangen h nach der offenen Seite der Führungen ausknicken, 
werden oberhalb von ihnen glatte Leisten oder Rollen i ange­
ordnet, deren Achsen k in der Höhe verstellbar oder geneigt ein­
stellbar sind.
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W irtschaftliche Rundschau.
D er A u sb au  der jugoslawischen Eisenindustrie.

Jugoslawien ist eines der vielseitigsten Erzländer Europas. 
W enn ihm dieser Besitz auch die Grundlage für den Aufbau einer 
leistungsfähigen Industrie  bietet, so h a t es doch bisher seine Erze 
zum großen Teil zur V erhüttung in das Ausland ausgeführt und 
sie von diesem wieder als Rohm etall bezogen. Da dies devisen­
politisch gesehen aber ein schlechtes Geschäft für das Land ist, 
so h a t es sich in den letzten Jah ren  bemüht, eine eigene Industrie 
zur Verhüttung und Verarbeitung seines Erzbesitzes aufzubauen. 
Das ist zunächst auf dem Gebiet der K u p fe rg e w in n u n g  erfolgt, 
soll jedoch auch auf dem der E is e n e r z e u g u n g  in stärkerem  Um ­
fange als bisher geschehen.

Jugoslawiens sichere E i s e n e r z v o r r ä t e  werden auf 40 Mill. t  
und die außerdem noch vorhandenen möglichen Vorkommen 
auf etwa 300 Mill. t  geschätzt. Vorkommen sind an 23 Stellen 
des Landes festgestellt worden, von denen 5 ausgebeutet werden. 
Die wichtigsten Fundstä tten  sind die von Ljubija und Vares in 
Bosnien. Die E isen e rz fö rd e ru n g  Jugoslawiens im Jah re  1938 
h a t 607 000 t  betragen.

W ichtig für den Aufbau der Eisenindustrie ist die B e s c h a f ­
fu n g  v o n  K o k s , der für metallurgische Zwecke geeignet ist. 
Die Lösung dieser Frage ist in Jugoslawien schwierig, weil die 
Kohlenvorkommen hauptsächlich aus B r a u n k o h le  bestehen, 
die in 107, S te in k o h le  aber nur in 9 Gruben gewonnen werden. 
Seit Jahren  sind Versuche zur Herstellung eines geeigneten Kokses 
gemacht worden; über die erzielten Ergebnisse sind bisher aller­
dings keine Nachrichten veröffentlicht worden. Man ist jedoch 
zuversichtlich, da z. B. die „Jugoslawische Stahl-A .-G.“ ihre 
Werke m it einheimischem Koks betreiben will. Ob dieser Koks 
im Preise m it dem ausländischen in W ettbewerb tre ten  kann, 
ist allerdings fraglich.

Wie wünschenswert es für die Devisenbilanz Jugoslawiens 
ist, seine Eisenerze selbst zu verhütten, ergibt sich daraus, daß 
die R o h e isen e in fu h r von 4863 t  im Jah re  1933 auf 11 155 t  im 
Jah re  1937 und die E infuhr von Eisenwaren in derselben Zeit 
ungefähr im gleichen Verhältnis gestiegen ist. An rollendem 
Eisenbahnzeug wurden in den angegebenen Jah ren  668 und 
4386 t  und an B austahl 191 und 2323 t  eingeführt.

Um diese Auslandsbezüge einzusehränken, hat die Regierung 
Jugoslawiens beschlossen, eine eigene eisenschaffende Industrie 
auf den Eisenerzvorkommen des Landes aufzubauen. Als Grund­
lage für diese Pläne haben ihr die bereits seit Jahren  bestehenden 
A n la g e n  v o n  Z e n ic a  in Bosnien gedient, in deren Nähe sich 
nicht nur die Eisenerzgruben von L jubija und Vares, sondern

auch die Kohlengruben von Zenica und Breza befinden. Obwohl 
die Eisenerzförderung in den letzten Jahren  wesentlich erhöht 
worden ist, sollen die Gruben nach fachmännischer Ansicht doch 
noch im Anfang ihrer Entwicklung stehen, da ihre E rzvorräte von 
einer vorläufig noch nicht abzusehätzenden Mächtigkeit zu sein 
scheinen. Auch von den bosnischen Kohlenvorkommen glaubt 
man, daß ihre genauere Untersuchung noch zu vorläufig nicht zu 
überblickenden neuen Entdeckungen führen wird.

Auf dieser Grundlage h a t die Regierung im Jahre  1937 zu­
nächst die Werke von Zenica unter einem Aufwand von 9 Mill. J lJ t  
so verbessern und erweitern lassen, daß sie einen großen Teil 
des inländischen Eisen- und Stahlbedarfs befriedigen können1). 
Das Unternehmen ist in der Lage, jährlich 180 000 t  Fertigerzeug­
nisse herzustellen. Im  Jahre  1938 sind die Betriebe bei Zenica 
m it zwei großen W erken in Slowenien verwaltungstechnisch zu 
dem bisher größten hüttenm ännischen Konzern des Landes 
vereinigt worden. E r besteht aus dem Eisenwerk von Zenica, 
den Eisenerzgruben von Vares m it der dazugehörigen V erhüt­
tungsanlage, der Eisenerzgrube von Ljubija, der Manganerzgrube 
von Ceoljänovie, sowie den Kohlengruben von Zenica, Kalkanj 
und Breza. Alle diese Betriebe gehören dem Staate.

Bald nach diesem Zusammenschluß wurde auf Grund einer 
Verordnung des M inisterrates vom 24. Ju n i 1938 die „ Ju g o ­
slawische Stahl-A.-G.“ — kurz „Jugostah l“ genannt — m it dem 
Sitz in Sarajewo (Bosnien) gegründet, über die an  dieser Stelle 
schon ausfünrlich berichtet worden is t2).

Mit diesen Gründungen will die Regierung nicht nur Jugo­
slawien in seiner Roheisen- und Stahlgewinnung auf eigene Füße 
stellen, sondern es sollen auch immer mehr Fertigerzeugnisse 
im Lande selbst hergestellt werden. Das gilt vor allem für Eisen­
bahnzeug, von dem neben der bereits betriebenen Schienenher­
stellung auch der Bau von Lokomotiven und Eisenbahnwagen 
aufgenommen werden soll. Ferner beschäftigt m an sich m it der 
E rrichtung von Flugzeugfabriken. Die M otorenfabrik Rakoviea 
bei Belgrad plant die Errichtung einer Lastwagenfabrik. Be­
merkenswert ist bei dieser Entwickelung, daß sie den S taat zum
größten Industrieunternehm er des Landes macht, weil das 
P rivatkapital nicht in der Lage ist, die zur Durchführung dieser 
Pläne erforderlichen Beträge aufzubringen, wozu den S taat die 
ständig zunehmenden, eine sichere Anlage suchenden Gelder der 
Hvoothekenbanken befähigen.

2) Vgl. Stahl u. Eisen 57 (1937) S. 1171/73.
2) Stahl u. Eisen 58 (1938) S. 647.

Vereins-Nachrichten.
Verein Deutscher Eisenhüttenleute.

Änderungen in der M itgliederliste.
Baumeister, Helmut, Ingenieur, Abteilungsleiter, Dominitwerke 

Dortm und G. m. b. H ., W erk Hoppecke; W ohnung; B ’-ilon, 
Pension „H aus Tilly“ . 38 009

Bertram, Ewald, Dipl.-Ing., techn. D irektor, F riedenshütte  A.-G., 
Friedenshütte  (Oberschles.); W ohnung: Hermann-Göring-
S traße 32. 19 009

Clemens, Paul, Betriebsingenieur, Sächsische Gußstahlwerke 
Döhlen A.-G., F re ita l2 ; W ohnung: Dresden-A. 16, Gerokstr. 17.

30 021
Ellensohn, Leo, Betriebsleiter, Vereinigte Oberschles. H ü tten ­

werke A.-G., Stahl- u. Preßwerk, Gleiwitz, R ohrstr. 12; W oh­
nung: Neudorfer S tr. 2. 39 305

Günther, Ernst, Dipl.-Ing., Betriebsleiter, E isenhüttenw erk Thale 
A.-G., Thale (Harz); W ohnung: Steinbachstr. 8. 35 175

Heetkamp, Heinrich, D irektor, Jlannesm annröhren-W erke, H au p t­
verwaltung, Düsseldorf 1; W ohnung: D üsselloif-R ath, Reichs­
waldallee 9. 2 1 036

Heinrichsdorff, Ludwig, G eneraldirektor a. D., Bad Godesberg, 
A rndtstr. 16. 12 039

Hensen, Peter, Dipl.-Ing., Studienrat, S taatl. Ingenieurschule, 
Duisburg; W ohnung: Ludgeristr. 18. 24 029

Klein, Adolf, kaufm. D irektor, Vorstandsm itglied der Mannheimer 
M aschinenfabrik Mohr & Federhaff A.-G., M annheim; W oh­
nung: Sophienstr. 14. 25 139

Knickenberg, Hermann, Ingenieur, B etriebsdirektor u. stellv. Be­
triebsführer, W estdeutsche Steinzeug-, Cham otte- u. Dinas- 
werke G. m. b. H., Euskirchen; W ohnung: Köln-KIettenberg, 
Petersbergstr. 77. 19 056

Koegel, Alfred, Dr.-Ing., Betriebsdirektor, Fried. K rupp A.-G. 
Friedrich-Alfred-Hütte, Rheinhausen; W ohnung: Sudetenstr. 3.

27 135
Krebs, Wilhelm E ., Dr.-Ing., Vereinigte Oberschles. H ü tten ­

werke A.-G., H auptverw altung, Gleiwitz. 22 094
Laermann, Walter, Oberingenieur, Eisenwerk-Gesellschaft Maxi- 

m ilim shütte , Sulzbach-Rosenberg (H ütte); W ohnung: Loder­
hof 6 ys. 29 114

Lobeck, M ax, Syndikus, Bezirksgruppe Nordwest der W irt­
schaftsgruppe Eisen schaffende Industrie, Düsseldorf 1, Stahl­
hof; W ohnung: Düsseldorf 10, Alte-Garde-Ufer 65. 35 322

Projahn, Heinrich, D irektor a. D., Nüm brecht (Bz. Köln), Gut 
Distelkam p. 07 084

Royen, Herrnan Johan van, Dr. phil., Ing.-Chemiker, Holzen 
(Post Dortm und-M ittelhöchsten), Krinkelweg 88 b. 07 098 

Rys, Fredrick IF.. Ingenieur, P ittsburgh, Pa. (U .S .A .), 5463 
Aylesboro Avenue. 39 055

Schönfeld, Paul, Regierungsbaumeister a. D., M aschinendirektor
i. R ., Düsseldorf 10, M athildenstr. 35. 08 088

Stephan, Johannes, B etriebsdirektor i. R., Hildesheim. Königstr. 9.
05 059

Wagner, Erhard, Dipl.-Ing., S tudienrat, S taatl. Ingenieurschule. 
Duisburg; W ohnung: Mülheim (Ruhr)-Speldorf, Admiral- 
Scheer-Str. 14. 22 221

Zieger, Karl-Heinz, Dipl.-Ing., Gutehoffnungshütte Oberhausen 
A.-G., Oberhausen (Rhein].); W ohnung: Essener S tr. 64. 35 608 

Zobel, Robert, Dr.-Ing., H üttenbaubüro  der Doggererz-Bergbau- 
Gesellschaft m. b. H., Donauesehingen; W ohnung: Bism arck­
straße 8. 37 502
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G e s to rb e n :
Schuster, Gottfried, Dr. phil., Mähr. Ostrau. * 7. 11. 1892, f  17. 12.

1939
Neue M itglieder.

O rd e n tlic h e  M itg lie d e r :
Ausei, Werner, Dipl.-Ing., Assistent, In stitu t für Eisenhüttenkunde 

der Techn. Hochschule, Aachen; Wohnung: Vaalserstr.7. 40 001 
Bautz, Wilhelm, Dr.-Ing., Geschäftsführer der Dr. Bautz, Berg­

mann G. m. b. H., Frankfurt (Main) und Forschungsingenieur 
beim Materialprüfungsamt, D arm stadt; Wohnung: Frankfurt 
(Main) 1, Leerbachstr. 118. 40 002

Birkner, Max, Direktor, Vorstandsmitglied der W alther & Cie. 
A.-G., Köln-Dellbrück; Wohnung: Berg. Gladbacher Str. 1185.

40 003
Henschel, Georg, Dr. phil., Direktor, Chemische Werke Aussig- 

Falkenau G. m. b. H., Falkenau (Eger); W ohnung: Karlsbad, 
• '  Eduard-Knoll-Str. 22. d0 004
Henzig, Eduard, Ingenieur, Reichswerke A.-G. für Erzbergbau 

und Eisenhütten „Hermann Göring“ , W atenstedt über Braun­
schweig; W ohnung: Wolfenbüttel, Hermann-Göring-Plan 22.

40 005
Kaessberg, Hugo, W irtschaftsingenieur, Leiter der Betriebswirt­

schaftsstelle der Stahlwerke Röchling-Buderus A.-G., W etzlar; 
Wohnung: Hagen (Westf.), Dömbergstr. 23. 40 006

Kemna, Erich, D r.-Ing., D irektor, Demag A.-G., Duisburg;
W ohnung: Realschulstr. 42. 40 007

Kubitschek, August, Betriebsingenieur, Reichswerke A.-G. für 
Erzbergbau u. E isenhütten „H erm ann Göring“ , Linz (Ober- 
donau); W ohnung: Wien X, Lebgasse 84. 40 008

Laquay, Rudolf, Ingenieur, Fa. Paul Lechler, Apparatebau, 
S tu ttgart N ; W ohnung: S tu ttg a rt W, Silberburgstr. 37. 40 009 

Pikhart, Johann, techn. Leiter der M aschinenfabrik Gebr. Mahler, 
Deutsch-Brod (Böhmen); W ohnung: Iglau (Mähren), Rosegger­
gasse 2. d0 010

Rocholl, Ludwig, Ingenieur, Baustoffprüfer, Reichsverband der 
Deutschen L uftfahrt-Industrie, Außenstelle Wasseralfingen, 
W asseralfingen (W ürtt.); W ohnung: W ilhelmstr. 66. 40 011

Stadler, Fritz, Dipl.-Ing., Metallurge, Gesellschaft für Elektro­
metallurgie Dr. Paul Grünfeld, Geschäftsstelle Düsseldorf, 
Düsseldorf 1, T iergartenstr. 17. 40 012

Thomas, Herbert, Ingenieur, M aschinenfabrik August Seuthe, 
Hemer (Kr. Iserlohn); W ohnung: Im  Ohl 23. 40 013

Tom, Higaki, Engineer, H ita ti L td ., H itati-si (Japan). 40 014 
Vesely, Lubomir, Betriebsingenieur, W itkowitzer Bergbau- u. 

Eisenhütten-Gewerkschaft, Mähr. Ostrau 10 (Mähren); Woh­
nung: Rudolf-Jung-Str. 1. 40 015

Wotschke, Johannes, Dr.-Ing., Berlin-Dahlem, Willdenowstr. 36.
40  016

August Kauermann f.
Am 26. Oktober 1939 verschied im 73. Lebensjahre Dr.-Ing. 

E. h. A u g u s t K a u e rm a n n , ein langjähriges Mitglied unseres 
Vereins, ein Mann, dessen Lebensarbeit nicht zuletzt auch der 
eisenschaffenden Industrie zugute gekommen ist.

Der Heimgegangene wurde am 20. Februar 1867 in Barop 
geboren und fand 1887 nach mehrjähriger praktischer Tätigkeit 
und abschließendem Besuche der Fachschule in Hagen seine erste 
Stellung als junger Ingenieur bei der Maschinenfabrik Ludwig 
Stuckenholz in W etter a. d. Ruhr. Hier hatte  er das Glück, 
durch keinen Geringeren als Rudolf Bredt, den Altmeister des 
deutschen Kranbaues, in dieses Gebiet eingeführt zu werden.

Im  Jahre 1894 übernahm er die tech­
nische Leitung der Kranbauabteilung der 
Duisburger Maschinenbau-A.-G., vorm.
Bechern und Keetman, die in einem anderen 
Teil der Stadt noch ein zweites Werk hatte, 
in dem vorzugsweise Hüttenwerksmaschinen 
hergestellt wurden. Unternehmungslustig 
und wagemutig griff Kauermann in die 
weitere Entwicklung der Kranabteilung ein; 
bald sah er sich neuen Aufgaben und neuen 
Möglichkeiten gegenüber, als die in Fluß 
gekommene elektrische Kraftübertragung 
in der Großindustrie allgemein geworden 
war. Der sich schließlich durchsetzende E in ­
zelantrieb wirkte auf die Gestaltung der 
Hebezeuge umwälzend ein, er erlaubte 
Steigerungen der Geschwindigkeiten, die 
man bisher nicht hatte  wagen können. Es 
gab sich von selbst, daß die Werke der 
Eisenindustrie auch für die K ranbauabtei­
lung von Bechern und Keetman bevorzugte 
Großabnehmer waren, deren Nahförder­
aufgaben zu bearbeiten sich auch K auer­
mann angelegen sein ließ. In  dieser Zeit­
schrift ist seinerzeit über eine Anzahl sol­
cher bemerkenswerter K ranbauarten schon 
berichtet worden.

Das genügte Kauermann aber nicht, er wollte neuen Boden 
dazu pflügen, zumal da in mageren Jahren seine Abteilung dann 
und wann dem größeren Bruder den V ortritt lassen mußte, „weil 
man doch nicht einer Firm a alles geben kann“ .

Ein großes Feld bot sich in den Hafenbetrieben und Werften, 
auf dem er nun bahnbrechend vorgegangen ist und Mustergültiges 
geschaffen hat. Es ist in diesem Rahmen nur möglich, einige der 
Ingenieurwerke herauszuheben. Genannt seien die zahlreichen 
Schwimmkrane großer und größter Tragkraft, die zu Zeiten in 
der Ausfuhrliste des Werkes obenan standen, ferner die Schwer­
lastkrane für die Ausrüstungsbecken der Werften in ihren mannig­
fachen Abwandlungen, die ebenfalls zum Teil ins Ausland gingen 
und mcht zuletzt die ein- und mehrschiffigen Hellinganlagen mit 
ihren aufs fernste durchdachten, alle Erfordernisse berücksichti­
genden Kranscharen, Meisterwerke der Ingenieurkunst, die in 
ihrer Art noch nicht übertroffen worden sind. Nach dem Tode

des Begründers der Duisburger Gesellschaft, Theodor Keetmans, 
im Jahre 1907, wurde K auerm ann in den V orstand berufen und 
mit der technischen Leitung beider Abteilungen des Unternehmens 
betraut. E r brachte den langgehegten Plan zur Ausführung, 
diese auf neuem Gelände in einer aufs beste ausgerüsteten Anlage 
zu vereinen.

Drei Jahre später schlossen sich die drei Kranbaufirmen 
in W etter, Duisburg und B enrath un ter dem Namen Deutsche 
Maschinenfabrik, A.-G. (der heutigen „Dem ag“ ) zusammen. Als 
eines der beiden Vorstandsmitglieder der neuen Gesellschaft 
behielt Kauerm ann auch weiterhin die Bearbeitung der Werften 

und Hafenanlagen bei und übernahm die 
Oberleitung der drei Betriebe. Im  Jahre 
1913 schied er aus dem V orstand aus, um 
als Generalvertreter die Belange des Werkes 
in der R eichshauptstadt wahrzunehmen, 
folgte jedoch schon 1915 einem Rufe, als 
Generaldirektor in die weltbekannte Ma­
schinenfabrik Schiess, A.-G., in Düsseldorf 
einzutreten, da ihm die schöpferische Tätig­
keit mehr zusagte.

Als die W irren der Nachkriegszeit 
dem Ende zugingen, zögerte Kauermann 
nicht, N eubauten in  Angriff zu nehmen, 
die das W erk instand setzten, Neukon­
struktionen von Großbearbeitungsmaschi­
nen auszuführen, wie sie nach Ausmaß und 
Leistungsfähigkeit nie zuvor geschaffen 
worden waren. 1926 legte er sein Amt 
nieder und wurde in den Aufsichtsrat der 
Gesellschaft gewählt.

In  der Folgezeit griff er nochmals einen 
ihn fesselnden neuen technischen Gedanken 
auf und beschäftigte sich m it der Aus­
wertung eines Maschinenelementes, das 
unter dem Nam en Bibby-Kupplung be­
kannt geworden is t und berufen erscheint, 
insbesondere für schwere Antriebe als ein 

in seiner Wirkungsweise klar durchschaubares stoßdämpfendes 
Zwischenglied eine Lücke auszufüllen.

In  Anerkennung seiner Verdienste um die Gestaltung und 
den Bau von Hebezeugen und W erkzeugmaschinen verlieh ihm 
die Technische Hochschule Aachen 1923 die W ürde eines Doktor- 
Ingenieurs ehrenhalber.

Kauermann war eine stark  nach innen gerichtete Persönlich­
keit, ihm war es vor allem um die Sache zu tun , der er zu dienen 
sich vorgenommen hatte , seine Person stellte er zurück. Scharfe 
Auseinandersetzungen lagen ihm nicht, er h a tte  sie seinen Mit­
arbeitern gegenüber auch kaum  nötig, auf die er ohne viele Worte 
die eigene hohe Auffassung von seiner Aufgabe übertrug und die 
willig ihr Bestes gaben.

Freunde in weiten Kreisen der Industrie  betrauern  seinen 
Hingang; in der Geschichte des Maschinenbaues seiner Zeit wird 
auch sein Name nicht fehlen. Heinrich Bilger.


